
Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

Avacon Netz GmbH,
Schreiben vom
09.07.2020

Gern beantworten wir Ihre Anfrage. Der Bebauungsplan Nr. 11-
06 "Oberer Wortkamp" (Gemeinde Schellerten) und die 8. Be-
nachrichtigung des Flächennutzungsplanes (Ortschaft Wendhau-
sen) befinden sich innerhalb des Leitungsschutzbereiches unse-
rer Fernmeldeleitung.

Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten Hinweise haben wir
gegen das im Betreff genannte Vorhaben keine weiteren Einwän-
de oder Bedenken.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Änderungen der vorliegenden Planung bedürfen unserer erneu-
ten Prüfung.

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. Die Beteiligung wird erfolgen

A N H A N G

Lfd.-Nr.: LR_ID: 0032104-AVA (bitte stets mit angeben)

Bebauungsplan Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp" (Gemeinde Schel-
lerten) 8. Benachrichtigung des Flächennutzungsplanes (Ort-
schaft Wendhausen)
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Gemeinde Schellerten  
Landkreis Hildesheim

Bebauungsplan Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp"  
Ortschaft Wendhausen

Abwägung der Stellungnahmen aus den Verfahrensschritten nach § 3 Abs. 2 BauGB - Öffentliche Auslegung
und § 4 Abs. 2 BauGB - Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange

 Anlage 1
 zur Beschlussvorlage



Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch: Avacon Fernmelde:

Für unser sich innerhalb des Plangebietes befindliches Fernmel-
dekabel benötigen wir einen Schutzbereich von je 3,00 m, d. h.
1,50 m zu jeder Seite der Kabelachse. Über und unter dem
Fernmeldekabel benötigen wir einen Schutzbereich von je 1,00
m.

Innerhalb dieses Schutzstreifens dürfen ohne vorherige Abstim-
mung mit uns über dem vorhandenen Geländeniveau nichts auf-
geschüttet oder abgestellt werden. Es dürfen keine Abgrabungen
oder Erdarbeiten vorgenommen und keine Pfähle und Pfosten
eingebracht werden.

Das Fernmeldekabel befindet sich im Verlauf der Schulstraße.
Die Hinweise sind im Zuge der Ausführungsplanung zu berück-
sichtigen. Die Informationen werden an den Vorhabenträger wei-
tergegeben. In der Begründung wird auf die Lage des Fernmel-
dekabels hingewiesen.

Maßnahmen, die den Bestand oder den Betrieb des Fernmelde-
kabels beeinträchtigen oder gefährden könnten, sind innerhalb
des Leitungsschutzstreifens nicht gestattet.

Die Versorgungssicherheit bzw. die Funktion des bestehenden
Fernmeldekabels hat höchste Bedeutung und ist damit in sei-
nem Bestand und Betrieb auch zukünftig konsequent und ohne
Einschränkungen zu gewährleisten.

Ferner dürfen im Leitungsschutzbereich unseres Fernmeldeka-
bels keine tiefwurzelnden Bäume und Sträucher angepflanzt wer-
den.

Falls unser Fernmeldekabel durch Ihre Maßnahme gesichert
oder umgelegt werden muss berücksichtigen Sie bitte, dass die
Kosten hierfür durch den Verursacher zu tragen sind.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch: Avacon

Avacon Netz GmbH,
Schreiben vom
22.07.2020

Arbeiten im Bereich des Fernmeldekabels erfordern dringend ei-
ne vorherige örtliche Einweisung durch einen unserer fachverant-
wortlichen Mitarbeiter. Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte per
Mail an das Postfach Einsatzplanung_uebertragungsnet-
ze@avacon.de.

Die genaue Lage der Fernmeldeleitung ist uns nicht bekannt.

Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 01.07.2020 teilen wir
Ihnen mit, dass gegen den oben genannten Bebauungsplan und
die 8. Berichtigung des Flächennutzungsplans seitens des Be-
triebes Sarstedt der Avacon Netz GmbH keine Bedenken beste-
hen.

Im Zuge der Erschließung des Baugebietes soll die vorhandene
Trafostation Schulstr. 5A ersetzt werden. Der neue Standort der
Station ist nördlich vom jetzigen Standort im Grünstreifen vorge-
sehen (siehe Plan). Der Flächenbedarf ist etwa 3m x 6m. Als
weiterer Hinweis ist zu geben, dass es zu keiner Überbauung
und Bepflanzung kommen darf.
(Anlage: Lageplan mit Kennzeichnung des Standortes)

Der gewählte Standort für die Trafostation befindet sich auf ei-
ner privaten Grünfläche, und ist damit nicht umsetzbar. Es kann
aber ein anderer Standort z.B. im Bereich des geplanten Park-
platzes in Frage kommen. 
Der Standort wird zwischen der Avacon und der Gemeinde ab-
gestimmt.

Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz
und Dienstleistungen
der Bundeswehr,
Schreiben vom
07.07.2020

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschrie-
bene Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, jedoch
nicht beeinträchtigt.

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bes-
tehen zu der Planung seitens der Bundeswehr als Träger öffentli-
cher Belange keine Einwände.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände beste-
hen.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Bundeswehr

Das Plangebiet befindet sich gem. meiner Unterlagen in einem
Hubschraubertiefflugkorridor.

Es wird darauf hingewiesen, dass Beschwerden und Ersatzan-
sprüche, die sich auf die vom Flugplatz / Flugbetrieb ausgehen-
de Emissionen wie Fluglärm etc. beziehen, nicht anerkannt wer-
den.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Landesamt für Berg-
bau, Energie und Geo-
logie, 
Schreiben vom
29.07.2020

Evtl. Antworten/Rückfragen senden Sie bitte unter Verwendung
unseres Zeichens K-II-919-20-BBP ausschließlich an folgende
Adresse:

BAIUDBwToeB@bundeswehr.org

Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirschaft wird zu o.g. Vorha-
ben wie folgt Stellung genommen: Im Untergrund des Planungs-
gebietes können nach den uns vorliegenden Unterlagen (Karten-
server des LBEG) lösliche Sulfatgesteine in Tiefenlagen anste-
hen, in denen durch Auslaugungsprozesse Verkarstungserschei-
nungen möglich sind.

Infolge der Lösungsprozesse (Subrosion) können sich im Unter-
grund Hohlräume bilden. Wird die Grenztragfähigkeit des über
einem Hohlraum liegenden Gebirges überschritten, kann dieser
Hohlraum verstürzen und bis zur Erdoberfläche durchbrechen
(Erdfall).

Bisher sind jedoch keine Erdfälle im Planungsbereich und im
näheren Umfeld bis 3 km Entfernung bekannt.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
LBEG

Da es nach unserem Kenntnisstand im Gebiet keine Hinweise
auf Subrosion gibt, wird die Planungsfläche formal der Erdfallge-
fährdungskategorie 2 zugeordnet gemäß Erlass des Niedersäch-
sischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten
Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -. Bei Bauvor-
haben im Planungsgebiet kann - sofern sich auch bei der Bau-
grunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben - auf
konstruktive Sicherungsmaßnahmen bezüglich der Erdfallgefähr-
dung verzichtet werden.

Für Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse
im Rahmen von Baugrunderkundungen zu prüfen und festzule-
gen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine konstruktiven Si-
cherungsmaßnahmen wg. Erdfallgefahr erforderlich sind.

Die Gründung ist durch entsprechende Baugrunduntersuchun-
gen durch die Bauherrn sicherzustellen.

Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allge-
meinen Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergän-
zenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und nationalem An-
hang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang
der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-
10 mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und natio-
nalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben.

Im Niedersächsischen Bodeninformationssystem NIBIS (https://
nibis.lbeg.de/cardomap3/) können unter dem Thema Ingenieur-
geologie Informationen zu Salzstockhochlagen, zur Lage von be-
kannten Erdfall- und Senkungsgebieten (gehäuftes Auftreten
von Erdfällen), Einzelerdfällen, Massenbewegungen sowie zum
Baugrund abgerufen werden.

Die DIN-Vorgaben betreffen die Umsetzung des Bauvorhabens
und sind innerhalb des Bauprozesses zu beachten.

Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung
des Baugrundes.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
LBEG

Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch./Bodenschutz wird zu
o.g. Vorhaben wie folgt Stellung genommen:

Die Bewertung des Bodens im Plangebiet mit "von allgemeiner
Bedeutung" wird aus bodenschutzfachlicher Sicht nicht geteilt.
Unabhängig von der landwirtschaftlichen Nutzung handelt es
sich hierbei um schutzwürdige Böden entsprechend GeoBerichte
8 Stand: 2019,

www.lbeg.niedersachsen.de/download/1133/GeoBerichte 8.pdf)
Gemäß dem Nds. Landesraumordnungsprogramm (LROP 3.1.1,
04) sind Böden, welche die natürlichen Bodenfunktionen und
die Archivfunktion in besonderem Maße erfüllen, vor Maßnah-
men der Siedlungs- und Infrastrukturenentwicklung besonders
zu schützen.

Diese Bewertung entspricht der Einstufung durch das NLWKN.
Die Hinweise zur Eingriffsregelung unterscheiden zwischen Bö-
den mit besonderer Bedeutung und den übrigen Böden, diese
Differenzierung fließt in die Berechnung der Kompensationsflä-
che ein (Breuer, Wilhelm: Aktualisierung "Naturschutzfachliche
Hinweise zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitpla-
nung. Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen, 1/2006).
Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit zählen
hier nicht zu den Böden mit besonderer Bedeutung.

Böden mit Archivfunktion sind hier nicht betroffen. In der Ge-
meinde Schellerten liegen flächendeckend fast ausschließlich
hochwertige Lössböden vor, so dass bei einer Siedlungsentwick-
lung diese zwangsläufig in Anspruch genommen werden. Die
Möglichkeiten zur Innenentwicklung wurden untersucht, Alterna-
tiven liegen nicht vor. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige allgemeine
Hinweise zu den Maßnahmen der Vermeidung und Verminde-
rung von Bodenbeeinträchtigungen. Vorhandener Oberboden
sollte wie in den Unterlagen beschrieben aufgrund § 202
BauGB vor Baubeginn abgetragen und einer ordnungsgemäßen
Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten
sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN
19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvor-
haben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bo-
denarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial).

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
LBEG

Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die von Bebauung frei-
zuhaltenden Bereiche (z.B. zukünftige Gärten) zu vermeiden,
sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und Lager-
flächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbot-
zonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im allge-
meinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. 

Diese Maßnahmen betreffen die Ausführungsplanung, die DIN-
Normen sind dort anzuwenden. Ggf. könnten diese in einen Um-
weltbericht erwähnt werden, der Umfang der "Belange von Natur
und Landschaft" im Verfahren nach § 13 b BauGB wird damit je-
doch überschritten.

Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schicht-
getreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witte-
rung geschützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19731).
Außerdem sollte das Vermischen von Böden verschiedener Her-
kunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden wer-
den. 

Auf verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahlplatten
oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen
ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die
Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden,
um Strukturschäden zu vermeiden.

Der Geobericht 28 "Bodenschutz beim Bauen" des LBEG dient
als Leitfaden zu diesem Thema (www.lbeg.niedersachsen.de >
Karten, Daten & Publikationen > Publikationen > GeoBerichte >
GeoBerichte 28).

Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses
bestehen unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht.

Landkreis Hildesheim,
Schreiben vom
29.07.2020

Der Landkreis Hildesheim nimmt zu den von ihm zu vertreten-
den öffentlichen Belangen wie folgt Stellung:

PLANUNGSBÜRO SRL WEBER
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

1. Straße und Verkehr 
Im Gegensatz zur Tempo-30-Zone erfordert ein verkehrsberuhig-
ter Bereich einen niveaugleichen Ausbau und das Vorhalten von
ausreichend Parkflächen, die vorzugsweise als unterschiedliche
Pflasterung darzustellen sind. Eine Spielstraße untersagt jegli-
chen Verkehr.

Die Kreisstraßenverwaltung des Straßenverkehrsamtes verweist
zuständigkeitshalber an die Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr, welche vereinbarungsgemäß für die-
sen Aufgabenbereich zuständig ist.

Auf der Schulstraße ist Tempo-30-Zone geplant, in den nördlich
anschließenden Straßen ein verkehrsberuhigter Bereich. Ein hö-
hengleicher Ausbau mit gepflasterten Parkflächen ist vorgese-
hen. 
Die Ausführungen in der Begründung werden angepasst.

Sollten sich bauliche Anlagen bzw. Nebenanlagen des Landkrei-
ses Hildesheim im Bereich von Kreisstraßen, auf der vom Vorha-
benträger zu erwerbenden Flächen befinden, sind die davon in
Anspruch genommenen bzw. betroffenen Flächen dem Landkreis
entschädigungslos und lastenfrei zu übertragen.

2. Bauordnung 
Zur textlichen Festsetzung Nr. 3 ist anzumerken, dass hiernach
die ausgenommen Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2 m bau-
genehmigungsfrei errichtet werden dürfen. Dies kann sich u.U.
sehr ungünstig auf das Straßenfreiraumprofil auswirken. Wenn
die Intention der gesamten Festsetzung darauf abzielen soll, die
Vorgärten möglichst von Bebauung frei zu halten, sollte die Hö-
he von Einfriedungen für diesen Bereich sinnvoll beschränkt wer-
den (beispielsweise max. 90 cm über ausgebauten Straßenni-
veau). 

Das Plangebiet umfasst keine Anlagen des Landkreises.

Die Festsetzung Nr. 3 zielt insbesondere auf Garagen und Car-
ports ab, damit diese Nebenanlagen deutlich aus dem Straßen-
raum abgerückt und den Hauptbaukörpern zugeordnet werden.
Eine Höhenbeschränkung für die Einfriedungen soll nicht erfol-
gen, da bislang auch an anderer Stelle in der gemeindlichen
Bauleitplanung diese nicht vorgesehen wurde. Für z.B. Hunde-
halter wäre die Höhenbeschränkung ungünstig einzustufen.      
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

Für das laut Bebauungsentwurf nördlich des Parkplatzes vorge-
sehene Grundstück ergibt sich eine sehr lange Zufahrt. Dies ist
bezüglich des Gebots der Rücksichtnahme für die Nachbarn un-
günstig und führt auch zu einer größeren Flächenversiegelung.
Beides wäre durch eine andere Erschließung (beispielsweise
über den Parkplatz) vermeidbar.

3. Denkmalschutz
Wird noch nachgereicht.

Die Erschließung über den Parkplatz wurde wg. der ungünstigen
Nutzungsüberlagerung verworfen.

4. Vorbeugener Brandschutz
Zu allen Baugrundstücken, die mehr als 50 m von der öffentli-
chen Straße entfernt sind, müssen gemäß § 4 NBauO sowie § 1
und 2 DVO-NBau i.V.m. der DIN 14090 Zufahrten für Feuer-
lösch- und Rettungsfahrzeuge anzulegen.

Die Straßen und Wege, die als Feuerwehrzufahrten zu den Bau-
grundstücken erforderlich sind, müssen mindestens 3,00 m
breit sein, eine lichte Höhe von 3,50 haben und für 16 t-Fahr-
zeuge befestigt sein. Zu Gebäuden mit einer Entfernung unter
50 m reichen Zugänge von mindestens 1,25 m Breite und einer
lichten Durchgangshöhe von 2,00 m.

Die Gebäude werden voraussichtlich insgesamt unter 50 m zur
öffentlichen Straße liegen. 

Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen.

Zur Löschwasserversorgung des Plangebietes muss für die ausge-
wiesene Nutzung WA GRZ 35 max. 1 Vollgeschosse im Umkreis
von 300 m zu jeder baulichen Anlage für eine Löschzeit von 2
Stunden eine Löschwassermenge von mind. 800l/min (48 m3 /
h) zur Verfügung gestellt werden. Als Löschwasserentnahmestel-
len sind in ausreichender Anzahl Löschwasserhydranten anzu-
ordnen.  

Es werden entsprechende Hydranten bereitgestellt.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

Die baulichen Anlagen dürfen für den Erstangriff nicht weiter als
80 m von einem Hydranten entfernt sein. Jeder Hydrant muss
eine Leistung von mindestens 800 l/min. aufweisen, wobei der
Druck im Hydranten nicht unter 1,5 bar fallen darf. 

5. Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde / Immissionsschutz
Da das schalltechnische Gutachten des Büro Bonk Maire Hopp-
mann aus dem Jahr 2019 den Unterlagen nicht beigefügt ist,
kann zu diesem B-Plan aus immissionsschutzrechtlicher Sicht
auch keine abschließende Stellungnahme abgegeben werden.

Des Weiteren ist nicht ersichtlich, ob Wohnaußenbereiche wie z.
B. Terrassen, Balkone usw. in die schalltechnischen Untersu-
chungen mit einbezogen wurden und ggf. aktive Schallschutz-
maßnahmen erforderlich sind. Im Übrigen wurden wohl auch
nicht das unmittelbar angrenzende Dorfgemeinschaftshaus
nebst der Feuerwehr in das o. a. Gutachten mit einbezogen.

Das schalltechnische Gutachten wurde in Papierform dem Land-
kreis zur Verfügung gestellt. Es wird der Behörde zusätzlich digi-
tal zugesandt.

6. Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde / Altlasten 
In der Begründung wird in Teil B u.a. ausgeführt, dass der be-
sonders fruchtbare und daher schutzwürdige Oberboden im Zuge
des Ausbaus in Teilen abgetragen wird. Weiter könne baubedingt
durch den flächenhaften Einsatz schwerer Baumaschinen und
Transportfahrzeuge der Zustand der Böden durch Bodenverdich-
tung, besonders in feuchtem Zustand, verschlechtert werden.

Weiter wird erwähnt, dass zur Vermeidung der Beeinträchtigun-
gen die Belange des Bodenschutzes bereits in der Phase der
Ausführungsplanung zu berücksichtigen seien. 
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

Seitens der örtlichen Bauleitung erfolgte eine Anordnung pro-
jektbezogener Maßnahmen.

Die beschriebenen Maßnahmen zum Umgang mit dem Oberbo-
den sowie zur Vermeidung und Verminderung der erwähnten Be-
einträchtigungen sind in Form eines Bodenschutzkonzeptes und
auf der Grundlage der DIN 19639 (09/2019) darzustellen und
mit der Unteren Bodenschutzbehörde rechtzeitig vorab ab-
zustimmen.

Zur Vorbereitung und Konkretisierung der Ausführungsplanung
bzw. Ausschreibung (z.B. angepasster Maschineneinsatz und
Ausführung in Abhängigkeit der tatsächlichen Bodenfeuchtver-
hältnisse) wird dieses Vorgehen dringend empfohlen.

Das Bodenschutzkonzept wird nach Erfordernis mit der Unteren
Bodenschutzbehörde abgestimmt.

Für den Fall der landwirtschaftlichen Verwertung des Oberbo-
dens wird empfohlen, dass rechtzeitig im Voraus die bauord-
nungsrechtlichen Voraussetzungen einschließlich der boden-
schutzfachlichen Belange geregelt werden.

7. Untere Naturschutzbehörde 
Es bestehen keine Bedenken. Zum Artenschutz "Feldhamster"
ist anzumerken:

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken seitens
der Unteren Naturschutzbehörde bestehen.

Da die Kompensationsfläche "Feldhamster" nicht in den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans einbezogen wurde, ist der
rechtliche Status als Artenschutzfläche für den Feldhamster an-
derweitig herzustellen. Das könnten sein: Grunddienstbarkeit
oder Baulast jeweils in Verbindung mit einer öffentlich-rechtli-
chen Vereinbarung.

Die erforderlichen vertraglichen Regelungen werden vor Sat-
zungsbeschluss getroffen.
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Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

Weiterhin wird angeregt, weil das Vorkommen von Feldhamstern
im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht ausgeschlossen
werden kann, dass Maßnahmen ergriffen werden, die eine (Wie-
der-) Besiedlung des B-Plan-Bereiches durch Feldhamster wäh-
rend der Erschließung- und Bauarbeiten möglichst ausschlie-
ßen. So könnte der Bereich so lange wie möglich, auch während
laufender Erschließungsarbeiten, als Schwarzbrache gehalten
werden. 

Der Anregung wird gefolgt, die Fläche wird als Schwarzbrache
gehalten.

Es ist aus hiesiger Sicht außerdem sinnvoll, die Besiedlung des
B-Plan-Bereiches durch Feldhamster auch in der Vegetationspe-
riode vor Beginn der Erschließungsarbeiten noch einmal zu über-
prüfen und gegebenenfalls erforderliche Zeitplanungen und
Maßnahmen zum Abfangen und zur Umsiedlung von Feldhams-
tern mit der Naturschutzbehörde abzustimmen.

Diese Überlegungen sind auch abzustimmen mit den Maßnah-
men des Bodenschutzes.

Vor Beginn der Erschließung wird der B-Planbereich gutachter-
lich untersucht. Erforderliche Maßnahmen werden mit der UNB
abgestimmt.

Die Abstimmung wird erfolgen.

8. Untere Wasserbehörde 
Die Einleitung von Dach- und Hofflächenwasser in fließende Ge-
wässer ist gemäß §§ 25 und 26 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.
V. m. § 32 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) erlaubnisfrei.

Sobald das Niederschlagswasser von mehreren Grundstücken ge-
sammelt und über eine gemeinsame Anlage, in diesem Fall das
Regenrückhaltebecken (RRB), fortgeleitet wird, ist eine Erlaub-
nis erforderlich, die bei der Unteren Wasserbehörde (Landkreis
Hildesheim) zu beantragen ist. Zur Vermeidung von Abflussspit-
zen in den Graben, ist die aus dem RRB einzuleitende gedrossel-
te Wassermenge auf den natürlichen Abfluss zu begrenzen.

Dies betrifft die nördliche Baureihe; der Hinweis wird zur Kennt-
nis genommen.

Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. Eine
Einleiteerlaubnis wird beantragt.
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Landkreis Hildesheim

Die Nutzung von unbelastetem Niederschlagswasser im Haus-
halt und im Garten, auch als Element im Mikroklima (Teich, Bio-
top u. a.), sollte im Niederschlagswasserbewirtschaftungskon-
zept als gleichwertige Alternative zu dessen Beseitigung berück-
sichtigt werden.

9. Regionalplanung 
Im Kapitel 2.1 des Regionalen Raumordnungsprogramms wird
die Entwicklung der Siedlungsstruktur geregelt. Ziel ist es unter
anderem, dass die zukünftige Siedlungsentwicklung der zen-
tralörtlichen Gliederung zu entsprechen hat. Vornehmlich sollte
die zukünftige Siedlungsentwicklung in der Gemeinde Scheller-
ten im Grundzentrum Schellerten stattfinden. Davon unbenom-
men ist in allen Ortsteilen im Landkreis unabhängig von Größe
und Ausstattung eine Entwicklung im Rahmen der Eigenentwick-
lung möglich, dies gilt auch für Wendhausen. Dies ergibt sich
aus dem Grundsatz, dass in allen Ortsteilen im Landkreis eine
angemessene Eigenentwicklung im Rahmen der Bauleitplanung

Die Empfehlung an den Bauherrn wird in die Begründung aufge-
nommen.

bei nachgewiesener Erforderlichkeit zulässig ist (Kapitel 2.1 Zif-
fer 02 Satz 1 RROP 2016). In den Unterlagen zur Bauleitpla-
nung legt die Gemeinde Schellerten aus Sicht der Raumordnung
weitgehend schlüssig dar, warum das Baugebiet in dieser Art
und Größe realisiert werden soll.

Bei Wendhausen handelt es sich um einen Sonderfall, da in die-
sem Ortsteil seit längerer Zeit keine Bauentwicklung stattfand.
Bei der Berechnung der Eigenentwicklung ist auch die Vergan-
genheit mit einzubeziehen.
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noch:
Landkreis Hildesheim

Gemäß Kapitel 3.1.1 Ziffer 04 Sätze 3-5 RROP sind Böden mit
mindestens hoher Bedeutung der Bodenfunktionen besonders zu
schützen. Die geplante Inanspruchnahme des Bodens durch das
Baugebiet ist in Bezug auf diesen Grundsatz zu überprüfen.

Davon abgesehen ist das geplante Baugebiet in Wendhausen mit
den Regelungen der Raumordnung vereinbar.

Da im Gemeindegebiet von Schellerten fast ausschließlich Bö-
den mit hoher Bodenfunktion vorliegen, ist deren Inanspruch-
nahme zwangsläufig. Es stehen aber in der Innenlage von Wend-
hausen auch keine weiteren Flächenpotenziale zur Verfügung.
Die Begründung wird hierzu ergänzt.

Die Vereinbarkeit mit der Raumordnung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

10. Amt für Familie 
Bei der Entwicklung des Bebauungsplanes wird angeregt, den §
36 NKomVG zu berücksichtigen.

Die Anforderungen auf Versorgung im Bereich der Kindergarten-
bedarfsplanung sollte beachtet werden.

Das Baugebiet stellt ausdrücklich ein Angebot für Familien mit
Kindern dar. In der Nachbarschaft in der Schulstraße besteht
ein Spielplatz. Kinder und Jugendliche wurden in der Bekannt-
machung zu diesem B-Plan zur Stellungnahme aufgefordert.
Weitergehende Beteiligungsformen werden derzeit nicht für er-
forderlich gehalten.

Die Erfordernisse aus dem Baugebiet werden in die gemeindli-
che Kindergartenbedarfsplanung eingestellt und dort berücksich-
tigt.

11. Städtebau / Planungsrecht
Grundsätzlich: Nach § 1 a Abs. 2 Satz 2 BauGB solchen land-
wirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen
nur im notwendigen Umfang für andere Nutzungsarten vorgese-
hen und in Anspruch genommen werden. 

Es handelt sich der Sache nach bei dieser Bestimmung um eine
relative Umwidmungssperrklausel, die der planenden Gemeinde
besondere materielle Abwägungs- und formale Begründungs-
und Ermittlungspflichten auferlegt, wenn sie gleichwohl im Ein-
zelfall geschützte Flächen einer anderen Nutzung zuführen will.

Durch das Baugebiet wird ein seit Jahren bestehender Bedarf
für die Eigenentwicklung in Wendhausen gedeckt. Es wird nur
der notwendige Umfang in Anspruch genommen, wie in der 8.
Berichtigung erläutert.
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Landkreis Hildesheim

Die Grundsätze sind gemäß § 1 a Abs. 2 Satz 3 BauGB einer Ab-
wägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.

Der Schutz von landwirtschaftlichen Nutzflächen und Wald kann
daher im Rahmen der Abwägung  im Interesse gewichtiger Plan-
ziele zurückgesetzt werden. 

Die Vorschrift verlangt jedoch eine sorgfältige Ermittlung der in
der Vorschrift einbezogenen Belange und, sofern die Umwid-
mungssperrklausel überwunden werden soll, also bei der Inan-
spruchnahme der Fläche für andere Zwecke, die Darlegung von
Belangen mit einem erhörten Gewicht, das sich sowohl aus den 

objektiven Gegebenheiten im Einzelfall als auch aus den Ge-
wichtungsmöglichkeiten der Gemeinden bestimmt (vgl. Rn 49 ff
zu § 1a BauGB Kommentar, Ernst-Zinkahn-Bielenberg-Kratzber-
ger / Wagner, Verlag C. H. Beck, 131. EL Oktober 2018).

Des Weiteren wird von der planenden Gemeinde im Rahmen der
nach § 5 Abs. 5 BauGB bzw. § 9 Abs. 8 BauGB gebotenen Be-
gründung des Bauleitplans zusätzlich gemäß § 1 a Abs. 2 Satz
3 Halbsatz 1 BauGB eine besondere Begründung der Notwendig-
keit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter
Flächen verlangt. 

Dieses Besondere Begründungsgebot soll die Gemeinde dazu
veranlassen, sich vor einer für den Flächenverbrauch wesentli-
chen Entscheidung, bislang land- und forstwirtschaftlich genutz-
te Flächen im Außenbereich als neues Bauland auszuweisen, in-
tensiver mit den Argumenten dafür oder dagegen auseinanderzu-
setzen. 
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Bei dieser Begründung ("dabei") der Inanspruchnahme dieser
Flächen sollen des Weiteren gemäß Halbsatz 2 dieser Vorschrift
Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zu-
grunde gelegt werden.

Verlangt wird durch dieses ergänzende Ermittlungsgebot, dass
die Gemeinde besonders prüft, wie es mit den noch vorhande-
nen Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich und damit mit
den Möglichkeiten der Innenentwicklung bei ihr steht. Die Vor-
schrift konkretisiert die vorzunehmenden Ermittlungen, indem
sie "insbesondere" auf Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten hinweist.

In Wendhausen bestehen keine bzw. nur untergeordnete Mög-
lichkeiten zur Bebauung von Brachflächen, Baulücken und an-
derer Nachverdichtung. Die Gemeinde Schellerten hat dazu das
Innenentwicklungspotenzial untersucht. Eine entsprechende Kar-
te und eine Tabelle mit einer Bewertung der Flächen wird Anla-
ge zur Begründung. Im Ergebnis kann hiermit der bestehende
Nachholbedarf nicht gedeckt werden.

Der Gesetzgeber erwartet sich durch diese Anordnung einen Bei-
trag der Gemeinden zum Schutz des Bodens und zu weniger Flä-
chenverbrauch.

Das neu angefügte Begründungsgebot der § 1 a Abs. 2 Satz 4
BauGB korreliert mit der gleichzeitig eingefügten Ergänzung des
§ 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB, welcher die Innenentwicklung als ein
Ziel der Bauleitplanung aufführt. Aus der Anlage zum BauGB,
die den Inhalt des Umweltberichts strukturiert, lässt sich die ge-
botene Darstellung der Begründung herleiten.

Positiv kann herangezogen werden, dass die Plangebietsflächen
sich in eine bereits bestehende Lücke am westlichen Siedlungs-
rand einbinden, so dass eine weitere Arrondierung des Ortsum-
risses zur Umsetzung kommt.

Das Begründungsgebot steht seit 2013 im BauGB.

Gemäß Nr. 1 Buchst. A dieser Anlage ist einleitend gefordert,
die "Art und Umfang sowie Bedarf an Grund und Boden der ge-
planten Vorhaben" darzustellen. 
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Im Umweltbericht sind daher textliche Ausführungen zum mögli-
chen Bedarf landwirtschaftlichen oder als Wald genutzten Flä-
chen geboten. In der Beschreibung und Bewertung der Umwelt-
auswirkungen nach Nr. 2 Buchst. D sind zudem Angaben zu den
"in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten"
gefordert,  welche sich aufgrund von Satz 4 auch auf die Mög-
lichkeiten der Innenentwicklung erstrecken müssen. Das Begrün-
dungsgebot des § 1 Abs. 2 Satz 4 BauGB ist verfahrensrechtli-
cher Natur.

Im Verfahren nach § 13 b BauGB ist ein Umweltbericht aus-
drücklich nicht erforderlich. Die Umweltbelange werden im Ab-
schnitt B "Belange von Natur und Landschaft" jedoch gewürdigt. 
Es wird eine kurze Betrachtung "anderweitiger Planungsmöglich-
keiten" in diesem Abschnitt ergänzt. 

Es ändert somit zwar den materiellen Abwägungsvorgang nicht,
setzt aber eine besondere, im Gesetz angeordnete und damit
hervorgehobene Verpflichtung zur Begründung sowie damit ein-
hergehende Ermittlung von Maßnahmen zur Innenentwicklung
denknotwendig und somit auch eine inhaltliche Auseinanderset-
zung mit dem Schutz landwirtschaftlicher Flächen und Wald vor
deren Umwandlung voraus (vgl. Rn 62 ff zu § 1a BauGB Kom-
mentar, Ernst-Zinkahn-Bielenberg-Kratzberger / Wagner, Verlag
C. H. Beck, 131. EL Oktober 2018).

Die in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 11-06 "Oberer
Wortkamp" unter Teil A - Städtebauliche Begründung" Punkt A.1
Planungserfordernis pauschal getroffene Aussage, dass für die
Ortschaft Wendhausen Nachholbedarf aufgrund längerer Zeit
nicht vollzogener Wohnbautätigkeiten bestünde und Baulandre-
serven erschöpft seien oder nicht zur Verfügung stünden,

werden entsprechend obiger Ausführung im Sinne von § 1a Abs.
2 Satz 4 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB und § 1a Abs.
2 BauGB inhaltlich als nicht ausreichend betrachtet.

PLANUNGSBÜRO SRL WEBER

Abwägung Seite 17 von 80 Seiten



Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Landkreis Hildesheim

Eine tatsächliche Auseinandersetzung mit Baulücken und der Er-
schließung rückwärtiger Freiflächen sowie auf eine konkrete Er-
mittlung des Bedarfs wird in der vorliegenden Begründung nicht
vollzogen.

Der Begründung wird eine Karte potenzieller Baulücken in
Wendhausen und deren Bewertung beigefügt, die durch die Ge-
meinde Schellerten durchgeführt worden ist.
Die Baulücken scheiden aus, weil sie z.B.  weiterhin Bestandteil
bewirtschafteter Wiesen und Weidenflächen oder eines landwirt-
schaftlichen Betriebes sind, ihre Überbaubarkeit wegen beste-
hender Schallimmissionen der B 6 kaum erreicht werden kann
oder schlichtweg nicht verfügbar sind.
Der Bedarf wurde in der Erläuterung der 8. FNP-Berichtigung
dargelegt.

Mit Hinweis auf die Anforderungen des § 1a BauGB wird ange-
regt das der Gemeinde Schellerten und dem Ortsteil Wendhau-
sen innewohnenden Potenzial für eine innerstädtische Wohnbau-
entwicklung grundsätzlich zu ermitteln, zu bewerten und ent-
sprechend in die Abwägung zu stellen sowie die Auseinanderset-
zung diesbezüglich in der Begründung darzulegen.

Zu den übrigen von hier zu vertretenen Belangen sind keine An-
regungen vorzubringen.

Nach Recherche der Gemeinde stehen damit keine ausreichen-
den Baulücken zur Verfügung, um den Nachholbedarf in Wend-
hausen zu decken.
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich im Dorf Wendhausen
nicht um eine "innerstädtische" Wohnbauentwicklung handeln
kann.

Landvolk Hildesheim,
E-mail vom
07.08.2020

Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen,
Schreiben vom
21.07.2020

Da uns bis heute keine Stellungnahme des zuständigen Orts-
landwirt vorliegt, gehen wir davon aus, dass es aus landwirt-
schaftlicher Sicht keine Einwendungen gibt.

Dies wird zur Kenntnis genommen.

Das Gebiet des o. a. B-Planes befindet sich am nordwestlichen
Ortsrand von Wendhausen. Planungsanlass ist die Ausweisung
eines neuen Wohngebietes. Der überplante Bereich wurde bisher
als Acker landwirtschaftlich genutzt.
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Wir können dem Vorhaben zustimmen, wenn unsere nachfolgen-
den Hinweise beachtet werden:

1. Von den angrenzenden oder umliegenden landwirtschaftli-
chen Nutzflächen gehen Emissionen aus, die sich im Planungs-
gebiet als Immissionen bemerkbar machen können und hier im
Rahmen des ortsüblichen und tolerierbaren Maßes hinzunehmen
sind.

2. Die Unterhaltung des im Planbereich liegenden/angrenzenden
Vorfluters muss auch weiterhin gewährleistet bleiben.

In die Planfassung ist bereits ein entsprechender Hinweis aufge-
nommen worden.

Der Graben liegt außerhalb des Plangebietes. Die Unterhaltung
kann weiterhin vom landwirtschaftlichen Weg aus erfolgen.

3. Bei den im Plangebiet vorgesehenen landschaftspflegerischen
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind gegenüber den angren-
zenden landwirtschaftlichen Nutzflächen die Vorgaben des Nie-
dersächsischen Nachbarrechtsgesetzes einzuhalten.

Die diesbezüglichen Vorgaben sehen Grenzabstände von bis zu 8
Metern vor.

Die Pflanzmaßnahmen stellen keine Kompensationsmaßnahmen
wegen des Verfahrens nach § 13b BauGB dar, sondern sind
grünordnerische Maßnahmen zur Einbindung des Plangebietes
in das Landschaftsbild. Es sind seitliche Saumstreifen von 1,50
m zum Acker bei einer Heckenpflanzung vorgesehen. Der jeweili-
ge Rückschnitt muss durch die späteren Bewohner erfolgen. 

Diese Vorgaben beziehen sich z.B. auf Baumpflanzungen, die
hier nicht vorgesehen sind.

Die mögliche Nutzung landwirtschaftlicher Wirtschaftswege für
sonstigen Verkehr wäre mit den entsprechenden Wegeeigentü-
mern abzustimmen. Der landwirtschaftliche Verkehr darf nicht
behindert werden.

Derartige Vereinbarungen werden getroffen, das Einverständnis
der Wegeeigentümer wurde im Vorfeld bereits eingeholt.
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Niedersächsische
Landesbehörde für
Straßenbau und Ver-
kehr,
Schreiben vom
15.07.2020

Polizeiinspektion 
Hildesheim,

Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz wird über die
Gemeindestraße "Schulstraße" sichergestellt, sodass die Belange
der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr hier nicht berührt werden.
Über die Rechtskraft der Bebauungsplanänderung bitte ich um
eine kurze schriftliche Mitteilung (gern auch per Mail).

Dies wird zur Kenntnis genommen.

Die Mitteilung wird erfolgen.

Zu den zum o.a. Thema zum jetzigen Zeitpunkt mir vorliegenden
Unterlagen nehme ich wie folgt Stellung:

Schreiben vom
03.07.2020

1. Sowohl die Umgestaltung vorhandenen, öffentlichen Verkehrs-
raums als auch die Schaffung eines neuen bedingt das Erforder-
nis der Herstellung der Einhaltung von Bau und Betrieb.

Verkehrssicherheit ist ein hohes Gut und sollte gerade bei Schaf-
fung von Baugebieten und deren Anschließung wohl bedacht
sein.

2. Grundsätzlich stellt sich hier die Frage Ihrer Definition einer
"Spielstraße" und eines verkehrsberuhigten Bereichs.

Rein theoretisch kann man damit nicht das Gleiche meinen.

Die Verkehrssituation wurde durch die Gemeinde erneut geprüft.
Derzeit ist in der Schulstraße eine 30-km-Zone festgelegt, eben-
so in den nach Süden anschließenden Straßen. 

Es ist nunmehr beabsichtigt, die Schulstraße als 30-km-Zone zu
belassen, da sie eine verteilende Funktion einnimmt und von ihr
aus auch öffentliche Einrichtungen erschlossen werden.

Eine Spielstraße kann auch mit VZ 250 ("Verbot für Fahrzeuge
aller Art") und dem Zusatzzeichen 1010-10 ("erlaubt Kindern
auch auf der Fahrbahn und dem Seitenstreifen zu spielen") be-
schildert sein.

In der Schulstraße wird der Ausbau so erfolgen, dass durch die
Anordnung der Parkplätze und Bäume, sowie durch die dann
seitlich hinzutretende Bebauung eine weitere Verkehrsberuhi-
hung erfolgen kann.

PLANUNGSBÜRO SRL WEBER

Abwägung Seite 20 von 80 Seiten



Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch:
Polizeiinspektion

3. Verkehrsberuhigte Bereiche (VZ 325) haben rechtliche und
somit auch bauliche Konsequenzen (s.a. die Verwaltungsvor-
schrift zur StVO).

In den nördlich an die Schulstraße anschließenden Planstraßen
wird voraussichtlich ein verkehrsberuhigter Bereich (Schrittge-
schwindigkeit, höhengleicher Ausbau ohne separate Gehwege,
festgelegte Parkflächen) umgesetzt.

Beispielhaft seien hier die Vorfahrts-/Vorrangregeln, die zulässi-
ge Höchstgeschwindigkeit, die Parkregelungen zu benennen und
auch die Frage der nicht mehr erlaubten Gehwege zu stellen.

Dazu bitte ich zu prüfen, ob Sie das für die Schulstraße auch
nach Ausbau in eine relativ breite Straße mit dem Vorhanden-
sein öffentlicher Einrichtungen wirklich wollen. 

Der Bebauungsplan kann jedoch zu den verkehrsregelnden Maß-
nahmen keine Festsetzungen treffen. Dies ist abschließend in
der Ausbauplanung zu berücksichtigen.

Der Verhältnisse sind geprüft worden, die Anregungen der Poli-
zei wurden berücksichtigt.
Die Darstellungen in der Begründung werden entsprechend an-
gepasst.

Werden hier evtl. weitere Probleme, gerade für den landwirt-
schaftlichen Verkehr, geschaffen?

4. Im Rahmen eines Verkehrskonzeptes stellt sich auch die Fra-
ge der Anbindung.

Der landwirtschaftliche Verkehr wird in der Ausbauplanung be-
rücksichtigt.

Die an die B 6. Wie will man mit den Straßen "Alte Straße",
Krugkamp", "Wendhäuser Weg" und "Baumschulenweg" umge-
hen, um den Durchfahrtverkehr zum neuen Baugebiet zu verhin-
dern?

Gerade diese Thematik war schon oft ein Tagesordnungspunkt ei-
ner Sitzung der Verkehrskommission.

Zunächst in festzustellen, dass von der B 1 auf die "Alte Straße"
ein Einfahrtsverbot für Kraftfahrzeuge und Krafträder besteht
(VZ 260), nur für Anlieger und Schulbus ist die Zufahrt frei. Da-
mit ist ein Durchfahrtsverkehr nicht zulässig.

Die Nichteinhaltung des Verbots stellt eine Ordnungswidrigkeit
dar und ist entsprechend zu ahnden.

Die an den landwirtschaftlichen Weg im Bedarf für Müllabfuhr
etc.? Wie will man dort den Verkehr regeln / verhindern?

Entsprechende Regelungen erfolgen an der Einmündung Feld-
weg/ Wenser Bergstraße.

Allerdings sind diese Regelungen nicht Gegenstand der Bauleit-
planung.
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Polizeiinspektion 5. Ich bitte um weitere Beteiligung im Verfahren.

Die Begründung wird entsprechend angepasst.

Diese wird erfolgen. Die Gemeinde wird die verkehrsregelnden
Maßnahmen mit der Polizeiinspektion abstimmen.

Deutsche Telekom
Technik GmbH,
Schreiben vom
11.08.2020

Seitens der Telekom bestehen gegen den Bebauungsplan Nr.
11-06 Oberer Wortkamp mit der 8. Berichtigung des Flächen-
nutzungsplans, Gemeinde Schellerten Ortschaft WEndhausen
grundsätzlich keine Bedenken.

Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planberei-
ches durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunika-
tionslinien erforderlich.

(Anlage: Karte mit Bestand Telekommunikationslinien)

Dies wird zur Kenntnis genommen.

Wasserverband Peine,
Schreiben vom
24.07.2020

Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregun-
gen bestehen zur o. g. Planaufstellung keine Bedenken.

1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweite-
rung an das vom Wasserverband Peine betriebene Trinkwasser-
netz der Ortschaft Wendhausen.

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentli-
chen Trinkwasserversorgung sind wir selbstverständlich grund-
sätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das vorhandene Was-
ser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur
Verfügung stellen.

Die Information wird in die Begründung aufgenommen.
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Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwas-
ser aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungs-
fähigkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen
Versorgungssituation abhängig ist, können wir weder hinsichtlich
der Menge noch des Druckes eine Garantie für einen ausreichen-
den Baugrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 über-
nehmen.

3) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen
Straßenverkehrsbereich ist die Einhaltung der Hinweise des Re-
gelwerkes des DVGW GW 125 (M) "Bäume, unterirdische Leitun-
gen und Kanäle" zu beachten.

Die Bereitstellung des Löschwassers kann nach Kenntnis der Ge-
meinde durch das Trinkwassernetz bereitgestellt werden. Unter
Mitwirkung der örtlichen Feuerwehr wird ein entsprechendes
Brandschutzkonzept erstellt.

Die Hinweise werden in der Ausbauplanung des Gebietes beach-
tet.

Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen auf pri-
vaten Grundstücken, sofern diese im Trassenbereich von verleg-
ten bzw. zu verlegenden Versorgungsleitungen liegen.

Zweckverband Abfall-
wirtschaft Hildesheim

Schreiben vom
08.07.2020

Zu Ihrer oben genannten Planung möchte ich mich wie folgt äu-
ßern:

Wir bitten bei der Planung und Erschließung von neuen Wohnge-
bieten/Baugebieten und bei Änderungen eines bereits bestehen-
den Bebauungsplans die Vorgaben des § 16 UVV (Unfallverhü-
tungsvorschriften) in der derzeit gültigen Fassung i. V. m. den
Übergangsbestimmungen des § 32 UVV zu berücksichtigen, da-
mit künftige Entsorgungs- u. Versorgungsmaßnahmen problem-
los gewährleistet sind. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, betreffen aber
vorrangig die Nutzung der Straßen nach ihrem Ausbau. Der Be-
bauungsplan trifft hierzu keine Regelungen.
(Anm.: hilfreich wäre ein Hinweis darauf, dass hier auf die Un-
fallverhütungsvorschrift "Müllbeseitigung", und damit auf die
Vorschriften 43 und 44 der Deutschen Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (DGUV) bezug genommen wird.
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Weiterhin können Entsorgungs- u. Versorgungsmaßnahmen gem.
§ 16 Abs. 3 der UVV nur dann vorgenommen werden, wenn der
Fahrbahnuntergrund dieses zulässt und die Transportwege (hier-
zu gehören auch Fußwege) von Laub, Grasbüscheln oder Moos
frei sind und im Winter Glätte durch Streuen und/oder Räumen
von Eis und Schnee beseitigt ist. Diese Bestimmung gilt ohne
Übergangsfrist sofort.

Ferner ist bei Bepflanzungen darauf zu achten, dass diese nicht
in den Fahrbahnbereich hineinragen.

§ 16 betrifft die Zuwegungen zu Müllbehältern und ihre Be-
schaffenheit. Die dort aufgeführten Vorschriften können erst in
der Ausbauplanung oder im Betrieb des Wohngebietes berück-
sichtigt werden. Nur Nr. 1 könnte die Bebauungsplanung betref-
fen, da sie sich mit Wendemöglichkeiten in Stichstraßen be-
fasst. Im vorliegenden B-Plan sind jedoch keinerlei Stichstraßen
vorgesehen. Der Hinweis geht ins Leere.

Diese Regelung ist auch bei Beleuchtungsanlagen etc. zu beach-
ten. Zudem sind geplante Bäume so zu pflegen, dass die Müll-
fahrzeuge diese ungehindert passieren können.

Da die Räum- u. Streupflicht für öffentliche Wege und Plätze in
der Regel bei den Gemeinden/Städten, die Räum- u. Streu-
pflicht auf Privatgrundstücken jedoch immer bei den Eignern
liegt, sollten Sie ggfs. die Bürger informieren, dass Abfallbehäl-
ter, die nur über verschneite oder glatte Wege auch auf Privat-
grundstücken zu erreichen sind, nicht geleert werden dürfen.

Am Tage der Müllabfuhr dürfen parkende Fahrzeuge u. Gegen-
stände die Fahrzeuge des Zweckverbandes Abfallwirtschaft Hil-
desheim (ZAH) nicht behindern. Hier ist hier insbesondere auf
der gegenüberliegenden Straßenseite das Parken von Fahrzeu-
gen zu unterbinden. Der Bereich ist mit den Ihnen zur Verfü-
gung stehenden Mittel (z. B. durch Parkverbot, etc.) freizuhal-
ten. Gleiches zählt für den Bereich des Wendekreises. Es ist zu
berücksichtigen, dass die Straßen mit einem Müllwagen (3-Ach-
ser) zu befahren sind.

Die Parkplätze werden so angelegt, dass eine Befahrung konflikt-
frei möglich ist.

Im Plangebiet ist kein Wendekreis vorgesehen.
Das Straßennetz ist für das 3-achsige Müllfahrzeug ausgelegt.
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In diesem Zusammenhang wird auf § 16 Abs. 1 der neuen UVV
"Müllbeseitigung" hingewiesen, der i.V.m der Übergangsbestim-
mung § 32 UVV "Müllbeseitigung" eindeutig aussagt, dass Ab-
fallbehälter an Standplätzen, die nach dem 01.10.1979 ange-
legt sind, nur dann geleert werden dürfen, wenn ein Rückwärts-
fahren -ausgenommen kurzes Zurückstoßen für den Ladevor-
gang- nicht erforderlich ist.

Durch die Schleifenerschließung ist kein Rücksetzen erforder-
lich.

Bei Sackgassen mit sogenannten Wendeplatz bzw. Wendeham-
mer ist darauf zu achten, dass dort parkende Fahrzeuge u. Ge-
genstände die Fahrzeuge des Zweckverbandes Abfallwirtschaft
Hildesheim (ZAH) beim Wendevorgang nicht behindern. Es ist
mit den Ihnen zur Verfügung stehenden Mittel (z. B. durch Park-
verbot, etc.) der Wendeplatz dieses Bereiches freizuhalten.

Sind im Planbereich Sackgassen, Stichstraßen etc. vorgesehen
und die Erstellung eines Wendeplatzes bzw. -hammers hier nicht
realisierbar, so sind die Anlieger dieses Bereiches von der Kom-
mune darauf hinzuweisen, dass die Entsorgungsbehältnisse (z.
B. Abfallbehälter, DSD Säcke etc. ) u. Entsorgungsgüter (z. B.
Sperrgut, etc. ) am nächstgelegenen, befahrbaren Straßenrand
abzustellen sind.

Im Plangebiet ist kein Wendekreis vorgesehen. Dies ist unmittel-
bar im B-Plan und im Bebauungsentwurf ersichtlich.

Dies wird erfolgen. Voraussichtlich wird dies lediglich für 1
Grundstück mit einer Privaterschließung zutreffen.

Ich möchte darüber informieren, dass die Berufsgenossenschaft
für Fahrzeughaltungen (22765 Hamburg, Ottenser Hauptstr. 54)
hierzu Ausführungen und Ergänzungen zur UVV erstellt und den
Städteplanern bei deren Planungen die Normen für die Erstel-
lung von Wendeplätzen und -hämmern vorgibt.
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Wie bereits unter A.4 "Planung" der Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgeführt, erfolgt die Erschließung vorrangig von der
Schulstraße über zwei Straßenringe.

Die Verkehrsflächen dieser Straßen werden in einer Breite von
6,00 m nach A.6.2 "Straßenverkehrsflächen" der Begründung
zum Bebauungsplan festgesetzt.

Die Fahrbahnbreite der Durchgangsstraße sollte jedoch mindes-
tens 3,50 m betragen.

Die Breite der Straßenverkehrsfläche im Bereich der Schulstraße
beträgt 6,50 m, d.h. bei ca. 2 m Parkplatzflächen werden ca.
4,50 Fahrbahnbreite zu Verfügung stehen.

Ich gehe davon aus, dass am Tag der Müllabfuhr die durchge-
hende Befahrung dieser Planstraßen mit unseren Müllfahrzeu-
gen ungehindert gewährleistet ist und dass die Kurvenradien für
3-achsige Schwerlastfahrzeuge ausgelegt sind

Die Breite der Straßenverkehrsfläche in den Planstraßen beträgt
6,00 m, d.h. bei ca. 2 m Parkplatzflächen werden ca. 4,00
Fahrbahnbreite zu Verfügung stehen.
Damit werden die Mindestbreiten für die Müllfahrzeuge einge-
halten.

Wie dargelegt, ist das Plangebiet für 3-achsige Schwerlastfahr-
zeuge ausgelegt.

In der Stichstraße der Planstraße A im Westen ist wie von Ihnen
beschrieben zu verfahren.

Für Fragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung.
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PRIVATE STELLUNG-
NAHMEN

Dr. Frank Niederstadt
Rechtsanwalt, i.V. für
BürgerIn 1 (B1),
Schreiben vom
29.07.2020

Mit anliegender Vollmacht zeige ich an, dass mich B 1 mit der
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen beauftragt hat. Na-
mens und im Aufrag meines Mandanten nehme ich im Folgen-
den zur oben genannten Entwurfsfassung des Bebauungsplans
Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp" (Ortschaft Wendhausen) und zur
8. Berichtigung Flächennutzungsplan der Gemeinde Stellung:

Bebauungsplan und Flächennutzungsplan werden im Parallelver-
fahren aufgestellt. Sämtliche Einwendungen gegen den Bebau-
ungsplan richten sich daher gleichzeitig gegen die 8. Berichti-
gung des Flächennutzungsplans.

1. Widerspruch zwischen Aufstellungsbeschluss und Auslegungs-
beschluss

Aus den amtlichen Bekanntmachungen der Gemeinde ergibt
sich, dass der gegenwärtig ausliegende Bebauungsplan nicht
mit dem Bebauungsplan übereinstimmt, dessen Aufstellung der
Verwaltungsausschuss beschlossen hat.

In der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses zum Be-
bauungsplan vom 20. Dezember 2019 heißt es, wesentliches
Ziel des Bebauungsplanes Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp" sei es,
ein Allgemeines Wohngebiet zur ausschließlichen Wohnnutzung
in der Ortschaft Wendhausen auszuweisen. Nutzungen gem. § 4
Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 sowie § 4 Abs. 3 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) würden ausgeschlossen.

Gemäß § 13 b BauGB sind nur "Wohnnutzungen" innerhalb ei-
nes in diesem Verfahren aufgestellten Bebauungsplanes zuläs-
sig. Der Aufstellungsbeschluss hatte allgemein auf die aus-
schließliche Wohnnutzung hingewiesen, innerhalb der Bekannt-
machung des Aufstellungsbeschlusses wurde durch Nennung
der ausgeschlossenen Nutzungen diese ausschließliche Wohn-
nutzung konkretisiert.  
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Im Widerspruch dazu heißt es im Auslegungsbeschluss zum Be-
bauungsplan vom 25. Juni 2020, lediglich Nutzungen gem. § 4
Abs. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) seien ausgeschlos-
sen. Anders als im Aufstellungsbeschluss vorgesehen bleiben da-
mit verschiedene zusätzliche Nutzungen der Bauflächen gemäß
§ 4 Absatz 2 BauNVO zulässig, so unter anderem die der Versor-
gung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften und Anlagen für kulturelle, soziale oder gesundheitli-
che Zwecke.

Gemeint ist hier wohl die Bekanntmachung zur öffentlichen Aus-
legung (mit Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses), da
der Auslegungsbeschluss bereits am 29.07.2019 gefasst wor-
den ist.
In Vorbereitung der öffentlichen Auslegung wurde das Planungs-
konzept weiter ausgearbeitet. Im Bebauungsplan sollte ein "All-
gemeines Wohngebiet" festgesetzt werden. Es wurde, nach Prü-
fung der entsprechenden Kommentare (Zinkahn-Bielenberg,
zum §13 b BauGB, Rn 14) in Bezug auf das Verfahren nach
§13 b BauGB festgestellt, dass das "Allgemeine Wohngebiet"
nicht soweit eingeschränkt werden sollte, dass der Gebietscha-
rakter eines "Reinen Wohngebietes" erreicht wird. 

Das "Reine Wohngebiet" würde sich nicht in den Nutzungszu-
sammenhang der ländlich geprägten Ortschaft Wendhausen ein-
fügen, wo z.B. auch mit landwirtschaftlichen Verkehr bzw. ent-
sprechender Bewirtschaftung der benachbarten landwirtschaftli-
chen Flächen zu rechnen ist.
Auch wäre durch Lage im ländlichen Raum z.B. eine gewisse
Versorgung des Gebietes durchaus wünschenswert.

Dementsprechend wurden in der ausgearbeiteten Planfassung
der öffentlichen Auslegung Nutzungen zugelassen, die sich in
den Gebietscharakter eines WA gemäß § 4 BauNVO einfügen
und in den beabsichtigten Nutzungsrahmen.

Bewusst wurden Nutzungen des § 4 BauNVO ausgeschlossen,
die nach § 4 BauNVO Abs. 3 nur ausnahmsweise zulässig sein
können, weil sie "auch im weitesten Wortsinnverständnis nicht
vom Tatbestandsmerkmal 'Wohnnutzungen' als gedeckt angese-
hen werden." ( s. Zinkahn/Bielenberg zu § 13 b BauGB Rn 14).  
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Die Gemeinden sind gehalten, "über § 1 Absatz 5 BauNVO dieje-
nigen Nutzungen auszuschließen, die nach § 4 Absatz 3 Nr. 3 -
Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden können." 

Insofern wurde eine differenziertere Fassung der öffentlichen
Auslegung zu Grunde gelegt.

Da der Aufstellungsbeschluss zunächst nur die Absicht der Ge-
meinde darstellt, für ein bestimmtes Vorhaben bauleitplanerisch
tätig zu werden, ist es durchaus üblich, dass eine erste Planfas-
sung (soweit überhaupt schon vorliegend), für die der Aufstel-
lungsbeschluss gefasst wurde, vom ausgearbeiteten Entwurf zur
öffentlichen Auslegung abweicht. 
Mit der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist in die-
sem Fall zunächst auf die Besonderheit des Verfahrens nach §
13 b BauGB einer ausschließlichen Bereitstellung von "Wohn-
nutzungen" hingewiesen worden.

Die beabsichtigte "Anstoßwirkung" für den Bürger ist damit er-
folgt. 

Da jedoch die in der Bekanntmachung zur öffentlichen Ausle-
gung erfolgten Angaben und die ausgelegte Planfassung iden-
tisch sind, kann hier kein formaler Mangel erkannt werden, der
einen Verfahrensfehler begründen könnte.

2. Unzulässigkeit des beschleunigten Verfahrens nach § 13 b
BauGB

Die Durchführung des beschleunigten Verfahrens nach § 13 b
BauGB ist im vorliegenden Fall rechtlich nicht zulässig. 

Die Durchführung des Verfahrens nach § 13 b BauGB ist zuläs-
sig.
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Die Anwendung dieses Verfahrens setzte einerseits voraus, dass
der Bebauungsplan eine Grundfläche im Sinne des § 13 a Ab-
satz 1 Satz 2 Bau GB von weniger als 10.000 m2 ausweist und
andererseits die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen
begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortstei-
le anschließen. Beide Voraussetzungen sind vorliegend nicht er-
füllt.

a) Anschluss an im Zusammenhang bebaute Ortsteile

Die zulässige Grundfläche von 10.000 qm wird nicht überschrit-
ten. Es erfolgt ein Anschluss an im Zusammenhang bebaute
Ortsteile.

Mit der Auslegungsfrage, wann die durch einen Bebauungsplan
nach § 13 b BauGB ausgewiesene Wohnnutzung an im Zusam-
menhang bebaute Ortsteile anschließt, beschäftigte sich zuletzt
ein Beschluss des OVG Lüneburg vom 23. März 2020, 1 MN
136.19.00. Es ist danach nicht ausreichend, dass die ausgewie-
senen Wohnbauflächen nur eine gemeinsame Grenze mit der
bestehenden Bebauung teilen.

"Erforderlich ist vielmehr, dass auch die vom bisherigen Ortsrand
am weitesten entfernte ausgewiesene Bauparzelle noch in einem
städtebaulich-räumlichen Zusammenhang mit dem bisherigen
Siedlungsbereich stehen

muss, der Siedlungsbereich mithin abrundend in den Außenbe-
reich erweitert wird. Von einem Anschließen kann dagegen keine
Rede mehr sein, wenn das Plangebiet sich vom bestehenden
Ortsrand ersichtlich absetzt und deshalb einen qualitativ neuen
Ansatz für künftige Siedlungsentwicklungen vorsieht." 

Da das Plangebiet an zwei Seiten direkt an bestehende Bauge-
biete anschließt, setzt es sich ersichtlich nicht vom Ortsrand ab.
Hinzu kommt, dass weiter im Norden ein weiterer Siedlungsbe-
reich in Wendhausen besteht, so dass das Plangebiet einen Teil
einer bestehenden Lücke des westlichen Ortsrandes von Wend-
hausen einnimmt. Ein qualitativ neuer Ansatz erfolgt also er-
kennbar gerade nicht.
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(Rn 9 der Entscheidung, so auch bereits VGH München, Be-
schluss vom 4.5.2018, 15 NE 18.382). Diese enge Auslegung
ist geboten um zu verhindern, dass über eine zeitlich aufeinan-
der folgende mehrfache Anwendung des § 13 b BauGB die
grundsätzlichen Baueinschränkungen im Außenbereich und die
im § 13 b BauGB vorgesehene flächenmäßige Beschränkung
dieser Ausnahmeregelung aufgehoben werden.

Eine mehrfache Anwendung kann hier rechtlich nicht erfolgen,
da die Regelungen des § 13 b BauGB in Bezug auf weitere Auf-
stellungsbeschlüsse Ende 2019 ausgelaufen sind. Im übrigen
ist die Eigenentwicklung mit Aufstellung des B-Planes Nr. 11-
06 für die nächsten 10 Jahre ausgeschöpft.  

Anders als bei der Entscheidung durch das OVG Lüneburg
schließt das neue Baugebiet in Wendhausen zwar nicht nur an
einer, sondern an zwei Seiten an die vorhandene Bebauung an.
Dennoch führt die Anwendung des vom Gericht formulierten
Maßstabes zu dem Ergebnis, dass sich das Plangebiet in westli-
cher, vor allem nordwestlicher Richtung in rechtlich unzulässiger
Weise in den Außenbereich erstreckt.

Der Bereich einer möglicherweise zulässigen Arrondierung, in
der nachfolgenden Zeichnung durch eine rote Linie entlang der
äußeren Ränder des Siedlungsbestandes gekennzeichnet, wird
deutlich überschritten.

Es wird zutreffend festgestellt, dass das Baugebiet sich zulässig
an zwei Seiten anschließt.

Es wird die Siedlungsgrenze der bestehenden Bebauung im Sü-
den aufgenommen. Dies entspricht dem vorhandenen Siedlungs-
rand und stellt innerhalb eines Bebauungsplanes eine zulässige
Erweiterung dar.

Die rote Linie stellt eine Abgrenzung dar, die evtl. im Zuge einer
Bestimmung einer im Zusammenhang bebauten Ortslage gemäß
§ 34 Abs. 4 BauGB zum Zuge kommen könnte. Hier liegt jedoch
ein Bebauungsplan mit Berichtigung des FNP vor, durch den die
Grenze des Siedlungsbereiches städtebaulich sinnvoll bestimmt
werden kann. 

Der Begriff der Arrondierung bezieht sich auf Innenbereichssat-
zungen gem. § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB, zur Einbeziehung einzel-
ner Außenbereichsflächen in den Zusammenhang bebauter Orts-
teile. Bis zur Neufassung des BauGB vom 27.08.1997 wurde
diese Satzungsform als Abrundungssatzung (oder Arrondierungs-
satzung) bezeichnet.
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Die Einbeziehungssatzung ist tatsächlich beschränkt im Umfang
der möglicherweise einzubeziehenden Außenbereichsflächen. In
einer solchen Satzung ist die Zulässigkeit von Bauvorhaben
nach § 34 BauGB zu beurteilen.

Anlage:
(Kartenauszug LGLN 2019, mit roter Linie)

Im Falle der Aufstellung eines Bebauungsplanes, der hier vor-
liegt, wird die Zulässigkeit von Vorhaben nach den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes beurteilt. Der Umfang der in den B-
Plan einzubeziehenden Flächen richtet sich nach anderen
Rechtsgrundlagen, nämlich nach § 13b BauGB.

Die westlich von der roten Linie befindlichen Teile des Plange-
bietes dienen nicht der Arrondierung des vorhandenen Sied-
lungsbereiches, sondern dessen durch § 13 b BauGB nicht ge-
deckten Ausdehnung in den Außenbereich hinein. 

Die Vorbereitung einer noch weiteren Ausdehnung in den Außen-
bereich in Richtung Westen ist ein wesentlicher Zweck des vor-
liegenden Bebauungsplans. Anders als die Planbegründung na-
helegt, wäre nämlich der weitere Ausbau der Schulstraße für die
Erschließung des Plangebietes überhaupt nicht erforderlich.

Die rote Linie ist eine Setzung des Verfassers der Stellungnah-
me, ohne rechtliche Bindung. Die Grenze von Bebauungsplänen
müssen sich innerhalb der Siedlungsentwicklung oft an benach-
barten Nutzungen (hier: Landwirtschaft), Flurstücksgrenzen oder
Verfügbarkeiten ausrichten.

Dies ist eine Unterstellung, die nicht zutrifft. Die Schulstraße ist
auch Zufahrt zu den westlich anliegenden landwirtschaftlichen
Flächen, wie bereits jetzt schon, wofür ein Anschluss erforder-
lich ist. Der Ausbau der Schulstraße ist wegen des unzureichen-
den Straßenzustandes erforderlich; es wird ein bestehender
Missstand behoben.

Das geplante Wohngebiet ist problemlos über die an der Nord-
grenze des Plangebietes verlaufende asphaltierte Straße erreich-
bar. 

Der nördlich verlaufende Weg ist ein landwirtschaftlicher Weg,
der der Bewirtschaftung der nördlich und westlich gelegenen
Ackerflächen dient. Er ist keine öffentliche Straße und un-
tersteht der Verkoppelungsgemeinschaft bzgl. der Pflege, Erhal-
tung und der Benutzung.
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Zukünftige Bewohner der jetzt geplanten neuen Bebauung wür-
den über diese bereits bestehende Straßenverbindung in wesent-
lich kürzerer Zeit in westlicher und östlicher Richtung über die
B6 wegfahren.

Diese Aussage trifft nicht zu. Die Strecke von der Schulstraße
über die "Wenser Bergstraße" zur südlich gelegenen B 6 ist ein-
deutig kürzer. 

Dies gilt in noch stärkerer Weise für den Verkehr in nordöstlicher
Richtung. In westlicher wie nordwestlicher Richtung wäre die
auf diese Weise mögliche Umfahrung des Ortskerns deutlich vor-
teilhafter.

Tatsächlich dient die Verbreiterung der Schulstraße der Erschlie-
ßung eines zukünftigen Baugebietes auf den Ackerflächen west-
lich davon. Dementsprechend ist der Ausbau der Straße auch
bis direkt an die Ackergrenze heran geplant, was tatsächlich ei-
ne Verlängerung der aktuell vorhandenen Straße bedeutet. 

Die Durchfahrung der Ortslage über die "Wenser Bergstraße" ist
in gleicher Weise vorhanden.

Wie oben dargelegt, ist diese Vermutung aus der Luft gegriffen
und trifft nicht zu. Die Schulstraße dient auch zur Erschließung
der westlich angrenzenden Ackerflächen mit landwirtschaftli-
chen Fahrzeugen. Die Straße muss zu diesem Zweck bis an den
Ackerrand heranreichen.

Schließlich ist auch überhaupt nicht nachvollziehbar, wieso die
Schulstraße, die als Spielstraße ausgebaut werden soll, die Zu-
fahrtstraße  für das neue Baugebiet bilden sollte. 
Es handelt sich insgesamt nicht um einen Sachverhalt, der die
Voraussetzung des sich Anschließens an im Zusammenhang be-
baute Ortsteile im Sinne des § 13 b BauGB erfüllt. 

b) Einhaltung der höchstzulässigen Grundfläche

Das Baugebiet wird an einen vorhanden Siedlungszusammen-
hang angebunden, dazu gehört die Nutzung vorhandener Stra-
ßen. Es ist beabsichtigt, in der Schulstraße eine Tempo-30-Zone
einzurichten. Die Straßenzüge des neuen Wohngebietes sollen
als "verkehrsberuhigter Bereich" deklariert werden.

Zur Einhaltung der für einen Bebauungsplan nach § 13 b
BauGB höchstzulässigen Grundfläche heißt es auf der ersten
Seite der Planbegründung. "Die möglichen Grundflächen (Wohn-
bauflächen WA ca. 22.227 qm x Grundflächenzahl 0,35 =
7.779 qm) bleiben unterhalb des gesetzlichen Schwellenwertes
von 10.000 qm."
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Das bezieht sich auf die durch § 13 b BauGB in Bezug genom-
menen Regelungen in § 13 a Absatz 1 Satz 2 BauGB in Verbin-
dung mit § 19 Absatz 2 BauNVO und trifft rechnerisch so zu. Es
verkennt jedoch den vollständigen Inhalt der rechtlichen Rege-
lung. Die Regelung des § 19 Absatz 2 BauNVO steht nämlich
nicht isoliert. 

Die Planbegründung führt dazu rechtlich zutreffend aus (Seite
5): "Gem. Bau NVO sind bei der Ermittlung der zulässigen
Grundfläche die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, so-
wie baul. Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche mitzurech-
nen.

In den Verfahren nach § 13 a oder § 13 b BauGB ist nur die so-
genannte GRZ I (ohne die aufgeführten Nebenanlagen) heranzu-
ziehen. Die Begründung ist in diesem Fall zu korrigieren, das
Adjektiv der "zulässigen" Grundfläche ist zu streichen. Hier be-
zieht sich die Begründung auf § 19 Abs. 4 BauNVO, in dem die
Ermittlung der Grundfläche beschrieben wird, die für ein konkre-
tes, beabsichtigtes Vorhaben berechnet wird, um mit der zulässi-
gen Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO (GRZ I) abgeglichen
zu werden.

Ermittelte Grundflächen, die darüber liegen, sind unzulässig, so-
weit es sich um Hauptnutzungen handelt. Nach § 19 Abs. 4
BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die Nebennutzun-
gen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO, sowie baul. Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche bis zu 50 % überschritten werden,
höchstens jedoch bis zu einer GRZ von 0,8 (GRZ II)

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die zulässige Grundflä-
chenzahl durch die Grundfläche der letztgenannten baulichen
Anlagen um 50 % überschritten werden (GRZ II). Demnach ist
bei der festgestzten Grundflächenzahl von 0,35 für Garagen,
Stellplätze und Nebenanlagen (gem. § 14 BauNVO) eine Über-
schreitung bis zu einer Grundfläche von 0,525 zulässig."

Nach § 13a Abs. 1 i.V.m. § 13b Satz 1 BauGB ist das beschleu-
nigte Verfahren zulässig, wenn im Bebauungsplan eine zulässige
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von insgesamt
weniger als 10.000 qm festgesetzt wird. Durch die Bezugnahme
auf § 19 Abs. 2 BauNVO ist eindeutig die zulässige Grundfläche
(GRZ I) gemeint.  
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"Bei der Ermittlung der Grundfläche ist ausschließlich § 19 Abs.
2 BauNVO zugrunde zu legen, d.h. der sich aus der festgesetz-
ten Grundflächenzahl ergebende rechnerische Anteil der über-
baubaren Flächen. Die Überschreitungsmöglichkeiten nach  §
19 Abs. 4 BauNVO bleiben dabei unberücksichtigt." (vgl. hierzu
Kommentar zum BauGB Zinkahn/Bielenberg zu § 13a BauGB
Rn 41.)

Damit ist die Berechnung der infolge der Planung zulässigen
Grundfläche zu korrigieren. Aus der Wohnbauflächen WA von ca.
22.227 m2 errechnet sich mulitipliziert mit einer Grundflächen-
zahl von 0,525 eine zulässige Grundfläche von insgesamt
11.669 m2. Damit wird die Höchstgrenze von 10.000 m2 des §
13 b BauGB um mehr als 10 % überschritten und die gewählte
Verfahrensform ist somit auch aus diesem Grund rechtlich nicht
zulässig.

3. Zusätzlicher Kfz-Verkehr

Die folgenden Aussagen sind unzutreffend. Die Berechnung der
zulässigen GRZ in der Planfassung wurde korrekt durchgeführt. 

In der Begründung des Bebauungsplans heißt es (Seite 11):
"mit der geplanten Bebauung kann das Verkehrsaufkommen ins-
besondere auf der Schulstraße durch den Quell- und Zielverkehr
leicht zunehmen. Der insgesamt geringfügige Anstieg der Ge-
räuschentwicklung hauptsächlich durch PKW-Verkehr verursacht
kein Störungspotenzial erheblichen Ausmaßes."

Es sind zwei zusätzliche Stellplätze je Wohneinheit auf den neu
geplanten Wohngrundstücken vorgesehen. Aufgrund der Lage
des Plangebietes im ländlichen Raum und dem heutzutage übli-
chen Umfang der privaten Pkw-Nutzung ist davon auszugehen,
dass jeder dieser Stellplätze täglich deutlich mehr als zwei 

Das Verkehrsaufkommen entspricht einem üblichen Verkehr in
einem Wohngebiet.
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Fahrten des Ziel- und Quellverkehrs auslöst, die mehrheitlich
durch die Schulstraße führen sollen. 
Es ist zweifelhaft, dass dies nur zu einem geringfügigen Anstieg
der Geräuschentwicklung führen würde.

Im Übrigen bedeutet zusätzlicher Verkehr an dieser Stelle auch
eine Verminderung der Verkehrssicherheit insbesondere für unse-
re jüngsten Verkehrsteilnehmer.

Es ist zwar mit mehr Verkehrsteilnehmern als vor der Erschlie-
ßung des Baugebietes zu rechnen, allerdings werden sich die
durch den Verkehr hervorgerufenen Schallimmissionen weit un-
terhalb relevanter Grenzwerte des Immissionsschutzes bewegen,
zumal auch deutliche Geschwindigkeitsbegrenzungen vorliegen
werden.

In der Schulstraße wird eine Tempo-30-km-Zone eingerichtet,
durch die Parkplätze und Baumpflanzungen sowie durch die op-
tische Verengung, die sich mit der Neubebauung an der Nordsei-
te der Schulstraße einstellt, wird eine weitere Verkehrsberuhi-
hung erreicht.

Hinzu kommt, dass der Bebauungsplan in seiner jetzt ausgeleg-
ten Fassung für die WA-Flächen lediglich die Ausnahmen des §
4 Absatz 3 BauNVO ausschließt. Nutzungen gemäß § 4 Absatz
2 BauNVO bleiben zulässig, so unter anderem die der Versor-
gung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften und Anlagen für kulturelle, soziale oder gesundheitli-
che Zwecke.

In den nördlich anschließenden Planstraßen ist ein verkehrsbe-
ruhigter Bereich vorgesehen, in dem Schrittgeschwindigkeit vor-
gesehen ist. Kinderspiel ist überall erlaubt. Der Fußgängerver-
kehr darf weder gefährdet noch behindert werden.

In einem Wohngebiet können diese Einrichtungen die Lebens-
qualität am dörflichen Wohnstandort deutlich attraktiver ma-
chen, weil sie das Grundangebot der Daseinsvorsorge verbessern
und auch Arbeitsmöglichkeiten in Verbindung mit dem Wohnen
bereitstellen. Sie sind deshalb Teil des Nutzungsspektrums ei-
nes "Allgemeinen Wohngebietes". Sie unterstützen die Wohnnut-
zungen sowohl in einem neuen als auch in einem bestehenden
Wohngebiet.
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Betriebe dieser Art dienen in aller Regel zwar überwiegend, aber
nicht ausschließlich der Versorgung des Gebiets und lösen in ei-
ner Gemeinde des ländlichen Raums deshalb regelmäßig zusätz-
lichen Kfz-Verkehr der Kunden und Lieferanten aus.

Vor diesem Hintergrund hätte es für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplans weitergehender Untersuchungen zur Verkehrsent-
wicklung und darauf aufbauend der zu erwartenden Lärmemissi-
onen und Luftschadstoffemissionen bedurft.

Die Baunutzungsverordnung stellt außerdem klar, dass es sich
um Betriebe handeln muss, die einen dem Gebiet dienenden
Charakter haben müssen. Insofern müssen die Nutzungen nach-
weisen, dass sie sich in den immissionsschutzrechtlichen Rah-
men eine Allgemeinen Wohngebietes einordnen (z.B. im Rah-
men des Bauantrages).

Es ist durch textl. Festsetzung sichergestellt, dass die Wohnnut-
zungen den überwiegenden Nutzungsanteil einnehmen müssen.
Ebenso wird sich der Verkehr durch die langsame Geschwindig-
keit der Tempo-30-Zone und des verkehrsberuhigten Bereichs
(Schrittgeschwindigkeit) in jedem Fall in den immissionsschutz-
rechtlichen Rahmen einfügen. Auch die Luftschadstoffe können
erkennbar die Erheblichkeit nicht überschreiten.

Die tatsächlich erheblichen Schallbelastungen des Verkehrs sind
über ein schalltechnisches Gutachten untersucht worden, unter
Berücksichtigung der Belastungen aus der B 6, der BAB 7 und
der L 492. Die Auswirkungen sind durch Festsetzung der Lärm-
pegelbereiche II bzw. III in das Planwerk beachtet worden. 

Die Rechtmäßigkeit wird in keiner Weise in Frage gestellt.

4. Artenschutz

Der vorliegende Bebauungsplan ist unvereinbar mit zwingenden
Vorschriften des nationalen und europäischen Artenschutzrech-
tes.

Ein Verstoß gegen den Artenschutz, der im übrigen unabhängig
vom Bebauungsplan ohnehin einzuhalten ist, wird absehbar
nicht erfolgen, die dafür erforderlichen Maßnahmen wurden im
Rahmen der Bauleitplanung bestimmt.
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Ein Bebauungsplan ist nach § 1 Absatz 3 Satz 1 BauGB man-
gels Erforderlichkeit unwirksam, wenn seine Verwirklichung ein-
schließlich der Erschließungsarbeiten gegen artenschutzrechtli-
che Verbote i. S. des § 44 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BNatSchG verstößt
und bereits bei Planaufstellung abzusehen ist, dass diese Verstö-
ße nicht durch die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Absatz
7 BNatSchG vermieden werden können. 

In Bezug auf den Feldhamster ist ein Gutachten erstellt worden
(GEUMtec, Oktober 2019). Zur Förderung der lokalen Feldhams-
terpopulation sind Maßnahmen für den Feldhamster mit dem
Gutachter und der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt wor-
den. Der Gutachter hat ein Bewirtschaftungskonzept vorgelegt,
das im Abschnitt B.2.3.1 der Begründung zu diesem Bebau-
ungsplan ausführlich dargelegt wird.

Eine vorgezogene Umsetzung der hier beschriebenen Bewirt-
schaftungsmaßnahmen erlaubt einen Planvollzug ohne eine na-
turschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 45 (7) 5.
BNatSchG. Das Tötungsverbot wird bei einer feldhamsterfreien
Eingriffsfläche nicht berührt (s. u.).
Die Maßnahmen werden über vertragliche Regelungen dauerhaft
abgesichert.

Die artenschutzrechtlichen Vorschriften gelten für alle wild le-
benden Tiere der besonders geschützten Arten und alle europäi-
schen Vogelarten.

Vorliegend sind nach dem Inhalt der ausgelegten Unterlagen
und den bekannten örtlichen Verhältnissen insoweit vor allem
der Feldhamster und die Vogelarten, insbesondere die Feldler-
che zu betrachten.

Die zu untersuchende Art wurde im Vorfeld in Absprache mit der
UNB des LK Hildesheims bestimmt. Weitere Hinweise oder An-
haltspunkte zur Betroffenheit verbotsrelevanter Arten lagen der
Gemeinde bei Erstellung des Planentwurfes nicht vor. Auch die
Stellungsnahmen aus dem Beteiligungsverfahren erbrachten
diesbezüglich keine neuen, bislang unbekannten Informationen.
National geschützte Arten mit Ausnahme der europäischen Vogel-
arten sind von den artenschutzrechtlichen Verboten bei Pla-
nungs- und Zulassungsvorhaben freigestellt.

Die Voraussetzungen zur Einhaltung des Artenschutzes sind da-
mit gegeben.
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Für die Planung war die Anfertigung eines artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrages unentbehrlich. 

Die Möglichkeit auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung zu ver-
zichten, beinhaltet nicht die Freiheit, auch auf den ggf. erforder-
lichen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zu verzichten, denn
hierbei handelt es sich um eine eigenständige rechtliche Anfor-
derung.

Die Umweltbelange wurden umfassend im Abschnitt "Belange
von Natur und Landschaft" gewürdigt, erforderliche Maßnahmen
festgesetzt. Die Artenschutzrechtlichen Anforderungen wurden
beachtet.

a) Feldhamster

Der Feldhamster ist in Anhang IV der Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie (FFH-Richtlinie) als streng zu schützende Tierart von ge-
meinschaftlichem Interesse aufgeführt.

Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 11-06 "Oberer Wort-
kamp" gibt auf Seite 12f. zum Feldhamster an, die "Potenzial-
analyse Feldhamster" des Landkreises Hildesheim zur Habi-
tateignung" zeige den gesamten Landschaftsraum im Umfeld
der Ortschaft in weiten Teilen als gut geeignet für die Art (LK
Hildesheim 2008). Der Siedlungsraum hingegen würde als unge-
eigneter Biotoptyp eingestuft, vereinzelt suche der Hamster aller-
dings auch Gärten zur Nahrungssuche auf. Im Spätsommer
2019 hätten an zwei aufeinanderfolgenden Tagen Kartiergänge
sowohl auf Flächen innerhalb des geplanten Baugebietes als
auch auf landwirtschaftlich genutzten Flächen im Umfeld statt-
gefunden (GEUM.tec 2019).

Dies ist bekannt. Es wird auf die Abschnitte B.2.1.2, B.2.3 der
Begründung verwiesen. 

Der folgende Teil der Stellungnahme zitiert lediglich aus den
o.g. Abschnitten; er gibt bereits bekannte Informationen wieder.
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Diese Untersuchung habe der Erfassung der aktuellen Besied-
lung innerhalb des Geltungsbereiches sowie der Erhebung des
Vorkommens im näher Umgebung gedient, um Aussagen zu ei-
ner lokalen Population ableiten zu können.

Außerdem sei eine mögliche Kompensationsfläche begutachtet
worden. Bei den Kartierungen seien mehrere Eingangslöcher zu
Bauen ermittelt worden, allerdings wären die gefundenen Baue
nicht zweifelsfrei dem Feldhamster zuzuordnen.

Nach Aussage von Anwohnern seien in den letzten zwei Jahren
Feldhamster auf den siedlungsnahen Äckern und in Gärten ge-
sichtet worden. Weitere Feldhamstersichtungen habe es in 2018
nach Aussage eines Landwirts und eines Försters im untersuch-
ten Gebiet und in der unmittelbaren Umgebung gegeben. Im un-
tersuchten Gebiet sei ein Vorkommen des Feldhamsters dem-
nach nicht auszuschließen.

Weitere Prüfungen haben mittlerweile ergeben, dass die Feld-
hamster in den angrenzenden Gärten zweifelsfrei vorhanden
sind.

Der Feldhamster sucht auch benachbarte Gärten auf, wenn z.B.
sein eigentlicher Lebensraum (Acker) gerade abgeerntet worden
ist. Hierfür wird durch die Bereitstellung der Kompensationsflä-
che, die im Norden von Wendhausen im Laufradius des Feld-
hamsters vor Beginn des Eingriffs angelegt wird, Vorsorge getrof-
fen.

Im Weiteren wird in der Planbegründung insoweit rechtlich zu-
teffend ausgeführt (Seite 17): "Da im untersuchten Gebiet ein
Vorkommen des Feldhamsters nicht ausgeschlossen werden
kann, ist im Sinne des besonderen Artenschutzes zu prüfen, ob
bei einer Umsetzung der Bauvorhaben artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG berührt werden."
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Direkt anschließend wird die Anlage einer Kompensationsfläche
beschrieben, die durch entsprechende Bewirtschaftung als mög-
licher Lebensraum für den Feldhamster aufgewertet werden soll
und es heißt (Seite 18): "Auf der Ackerfläche im Plangebiet wird
derzeit keine Feldfrucht angebaut, zusätzlich wird die Fläche
dauerhaft vegetationslos gehalten.

Das fehlende Futterangebot und die mangelnde Deckung verrin-
gert den Anreiz für den Feldhamster erheblich, die Fläche aufzu-
suchen. Während der Bautätigkeit muss generell ausgeschlossen
werden, dass Tiere verletzt oder getötet werden. Auch sind mög-
licherweise vorhandene Fortpflanzungs- und Ruhestätten vor Be-
einträchtigungen zu schützen. Bei Bauvorhaben muss ggf. weni-
ge Tage vor Beginn von Erdarbeiten das Baufeld lückenlos auf
Feldhamsterbaue kontrolliert werden.

Die Planbegründung erkennt damit zwar die Notwendigkeit der
Prüfung, ob artenschutzrechtliche Verbotsbestände berührt wer-
den. 

Eine solche Prüfung fand jedoch offensichtlich nicht statt, sie
ist aus den Unterlagen jedenfalls nicht ersichtlich.

Insbesondere fehlt ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag. Al-
lein dieses schwerwiegende Ermittlungsdefizit führt zur Rechts-
widrigkeit der Planaufstellung.

Die Prüfung hat in ausführlicher Weise unter fachlicher Beglei-
tung des Gutachters und der Unteren Naturschutzbehörde statt-
gefunden. Es werden Maßnahmen zum Artenschutz vertraglich
sichergestellt, durch die Verbotstatbestände vermieden werden.

Dem Artenschutz wurde ausreichend Rechnung getragen.  Für
den von der Planung ggf. betroffenen Feldhamster liegt eine um-
fassende Untersuchung vor. Konkrete Hinweise auf ein Vorkom-
men weiterer verbotsrelevanter Arten fehlen. 
Ein Ermittlungsdefizit liegt nicht vor.
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Zu prüfen gewesen wären vorliegend sowohl das Tötungs-, als
auch das Störungsverbot sowie das Verbot der Zerstörung von
Brut- und Ruhestätten. Es ist offensichtlich, das sich auf der
vorgesehenen Baufläche zumindest temporär Aufenthaltsbaue
von Hamstern befinden.

Die Hamster halten sich hier insbesondere während der Stand-
zeit der Feldfrüchte auf und ziehen, weil nach der Ernte die De-
ckung fehlt, in die benachbarten Gärten. Da die Gärten nur über
das benachbarte Feld erreichbar sind, ist es offensichtlich, dass
die Feldflächen auch durch Hamster besetzt sind, weil diesen
ansonsten die Lebensgrundlage im Jahresverlauf fehlen würde. 

Der Bestand ist untersucht worden, der Gutachter kommt zu
dem Ergebnis, dass innerhalb des Untersuchungsgebietes keiner
der bei den Kartierungen gefundenen Baue zweifelsfrei dem
Feldhamster zugeschrieben werden kann. Gleichwohl kann nach
gutachterlicher Aussage ein Vorkommen auf den Plangebietsflä-
chen nicht ausgeschlossen werden kann. Deswegen wurden ent-
sprechende Kompensationsmaßnahmen bestimmt, die den in-
nerhalb der Begründung ermittelten Lebensraumverlust zur
Wahrung der ökologischen Funktion angemessen ausgleichen.
Bei einer fachgerechten Durchführung kann eine hohe Wirksam-
keit angenommen werden. 
Es bleibt unklar, was der Verfasser eigentlich bemängelt.

Dies ist bekannt (s.o.).

Eine korrekte artenschutzrechtliche Prüfung muss hier sowohl
die mögliche Tötung von Hamstern durch den Bau, ihre Störung
z. B. durch Vergrämung, die den Störungstatbestand erfüllen
kann und die Zerstörung der vorhandenen Ruhestätten berück-
sichtigen. Zwar gibt es bestimmte Maßnahmen, mit denen ei-
nem artenschutzrechtlichen Verbotstatbestand begegnet werden
kann, z. B. cef-Maßnahmen, diese müssen jedoch geplant und
funktionstüchtig sein, bevor mit der Veränderung des Gebietes
begonnen wird. 

Diese Aspekte wurden in Abschnitt B.2.3.1 behandelt.

Entsprechende Regelungen liegen vor.
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Die bisherigen Arbeiten auf der Fläche waren insoweit offenkun-
dig illegal, weil sie die zwingenden artenschutzrechtlichen Vorga-
ben missachtet haben. Gegebenenfalls ist die Möglichkeit einer
artenschutzrechtlichen Ausnahme zu prüfen.

Auf der Plangebietsfläche wurde eine Schwarzbrache eingerich-
tet, um den Feldhamster von der Fläche zu vergrämen. Dies wird
sogar in der Stellungnahme der UNB (s.o.) empfohlen. 

Die Errichtung eines Wohngebietes auf einer von Feldhamstern
besiedelten Fläche hat nahezu zwangsläufig deren Tötung und
Verletzung und damit einen Verstoß gegen § 44 Absatz 1 Nr. 1
BNatSchG zur Folge, sofern die Hamster zu diesem Zeitpunkt
auf der Fläche vorhanden sind. Da sich die Tiere mehrmals jähr-
lich vermehren und auch Winterschlaf halten ist die Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen auf solchen Flächen in aller Regel
auch mit einer Störung während der Fortpflanzung- und Über-
winterungszeit verbunden verstieße damit gegen das Störungs-
verbot des § 44 Absatz 1 Nr. 2 BNatSchG.

Im vorliegenden Fall wurde durch umfangreiche illegale Bagger-
arbeiten im Vorfeld versucht, die Feldhamster aus dem Plange-
biet zu vertreiben. Hierdurch dürfte bereits gegen das Störungs-
verbot verstoßen worden sein.

Es liegen Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung vor.
Vor Baubeginn wird die Fläche erneut gutachterlich untersucht.
Es wird dafür Sorge getragen, dass Verstöße nicht stattfinden
werden. Eine Errichtung des Wohngebietes auf einer vom Feld-
hamster besiedelten Fläche wird damit ausgeschlossen.

Dies ist eine Unterstellung, die nicht zutrifft. Es sind lediglich
archäologische Untersuchungen vorbereitet worden, die nicht
weitergeführt worden sind.

Hinzu kommt, dass durch den Bau die Beschädigung oder
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Hamster
nach § 44 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BNatSchG unvermeidlich ist. Die-
ses Verbot wird auch dann erfüllt, wenn die Fortpflanzungs- und
Ruhestätten zwar nur temporär, aber wiederholt und immer wie-
der genutzt werden. Der Verbotstatbestand kann also nicht da-
durch umgangen werden, wenn die Zerstörung der Bauten in ei-
nem Zeitraum erfolgt, in dem sich die Hamster in den Gärten
und nicht im Feld aufhalten.

Wie oben bereits ausführlich dargelegt, erfolgt eine fachlich fun-
dierte, gutachterlich abgesicherte und rechtskonforme Vorge-
hensweise zum Artenschutz. Eine Beeinträchtigung von Ruhe-
stätten wird nicht erfolgen.
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Der Europäische Gerichtshof hat in einer Entscheidung vom 2.
Juli 2020, C-477/19 dazu festgestellt (Seite 9 des Urteilstex-
tes): "Art. 12 Abs. 1 Buchst. d der Richtlinie 92/43/EWG des
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen ist dahin aus-
zulegen, dass unter dem Begriff "Ruhestätten" im Sinne dieser
Bestimmung auch Ruhestätten zu verstehen sind, die nicht
mehr von einer der in Anhang IV Buchst. a der Richtlinie ge-
nannten geschützen Tierarten, wie etwa dem Cricetus cricetus
(Feldhamster beansprucht werden, sofern eine hinreichend hohe
Wahrscheinlichkeit besteht, dass diese Art an diese Ruhestätten
zurückkehrt."

Die Errichtung der geplanten Wohnbebauung mit Straßenanbin-
dung würde also mit Bezug auf den Feldhamster nach dem ge-
genwärtigen Stand der Planung offensichtlich gegen arten-
schutzrechtliche Verbote des § 44 Absatz 1.S. 1 BNatSchG
verstoßen, ohne dass die erforderliche artenschutzrechtliche Prü-
fung erfolgt ist. In jedem Fall wurden die örtlichen Verhältnisse
mit Bezug auf diese naheliegende Gefahr nicht in ausreichender
Weise aufgeklärt. 

Es hat eine ausreichende artenschutzrechtliche Prüfung stattge-
funden, entsprechende Kompensationsmaßnahmen wurden be-
stimmt. Die vertragliche Absicherung zwischem dem Grund-
stückseigentümer und dem Vorhabenträger ist ebenfalls abges-
timmt und wird zum Satzungsbeschluss rechtskonform vorliegen.

Daraus folgend konnte auch nicht geprüft werden, ob ggf. die
Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gemäß § 45
Absatz 7 BNatSchG bezüglich des Feldhamsters vorliegen.

Eine Ausnahme muss nur erteilt werden, wenn ein tatsächlicher
Verstoß gegen die Verbote des § 44 (1) BNatSchG vorliegt.
Durch die Schwarzbrache innerhalb des Plangebietes und die
CEF-Maßnahme zur feldhamstergerechten Bewirtschaftung einer
Ackerfläche im näheren Umfeld ist das hier nicht der Fall. Der
Vorwurf geht ins Leere. 
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Eine naturschutzrechtliche Eingriffsregelung liegt nicht vor, weil
sie im Verfahren nach § 13 b BauGB nicht vorgesehen ist. Es
handelt sich um eine artenschutzrechtliche Kompensationsmaß-
nahme.

Sofern die Planung der Meinung ist, die geplanten Ausgleichs-
maßnahmen würden diesen Fehler beheben, liegt ein Rechtsirr-
tum vor. Eine Kompensation im Rahmen der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung, vermag nicht die notwendige arten-
schutzrechtliche Prüfung und ggf. Ausnahmeerteilung zu erset-
zen.

Überdies sind die hier geplanten Kompensationsflächen für den
Hamster auch ungeeignet und wären daher nicht einmal als
Maßnahme nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
tauglich.

Dies ist unzutreffend, der Vorwurf entbehrt einer Begründung.
Die Kompensationsflächen sind nach gutachterlicher Prüfung
für die Aufwertungsmaßnamen grundsätzlich geeignet, zudem
sind die Flächen durch die Untere Naturschutzbehörde aner-
kannt worden.

b) Feldlerche

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans wurden insbesondere
auch die zu Gunsten der Feldlerche bestehenden Anforderungen
des gesetzlichen Artenschutzes missachtet.

In der Planbegründung heißt es zu dieser Vogelart (Seite 13):
"Die Feldlerche, eine typische Besiedlerin der Offenlandschaften,
 lebt in weiträumigem Gelände mit weitgehend freiem Horizont
und besiedelt vor allem landwirtschaftliche Nutzflächen. Sie be-
vorzugt niedrige sowie vielfältig strukturierte Vegetation mit offe-
nen Stellen und hält zu Siedlungs- und hochwachsenden Geh-
ölzflächen in der Regel einen Abstand von rund 100 m, ledig-
lich einzelnstehende Bäume und Gebüsche werden geduldet. 
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Dieses Meideverhalten ist in dem hier zu betrachtenden Raum
für Streifen längs des dichteren Baumbestandes im Nordwesten
sowie längs der Ortslage anzunehmen. Insofern bevorzugt die
Feldlerche eher die nördlich und westlich liegende Feldflur in
größeren Abstand zum Geltungsbereich, dieser Bereich ist weit-
gehend frei von höheren Störelementen."

Die Vollzugshinweise zu Brutvogelarten des NLWKN vom Novem-
ber 2011 geben den Mindestabstand zu Wald- und Siedlungsflä-
chen mit 60 m - 120 m an. Es kann deshalb ohne nähere Unter-
suchung keinesfalls ausgeschlossen werden, dass auch im Plan-
gebiet selbst gebrütet wird. Vor allem aber ist die stark von den
konkreten Verhältnissen vor Ort abhängige Größe der von Feldler-
chenpaaren genutzten Reviere mit in Betracht zu ziehen. 

Dadurch, dass das Plangebiet von vier Seiten durch Elemente
eingefasst ist, die die Feldlerche meidet (Siedlungs- und Gehölz-
strukturen), ist eine Besiedlung sehr unwahrscheinlich. Dies wur-
de im Vorfeld in Anwendung fachlich anerkannter Abstände (un-
ter Anwendung des angegebenen Abstands des NLWKN mit ei-
nem gemittelten Ansatz von 100 m (siehe hierzu das Papier zur
Feldlerche der Region Hannover vom 14.03.2018) ermittelt.

Bei einer anzunehmenden Besiedlungsdichte von 2 Brutpaaren
je 10 ha (Papier zur Feldlerche der Region Hannover vom
14.03.2018) ist lt. Gutachter von einem potenziellen Brutraum-
verlust für lediglich 0,19 Brutpaare auszugehen (s. Anlage). Dies
dokumentiert die Unerheblichkeit, die daraus folgt, dass die Flä-
che von vier Seiten bereits im Bestand nachweislich einge-
schränkt ist.

Durch die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Hildes-
heim wurde deshalb auch auf keinen weiteren Untersuchungsbe-
darf hingewiesen, weder in einem Abstimmungsgespräch im
Herbst 2019, noch innerhalb ihrer Stellungnahme vom
29.07.2020 zu diesem Verfahren.
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Damit bestand für die Gemeinde auch keine weitere Notwendig-
keit, darüber hinausgehende Untersuchungen zu veranlassen. Ei-
ne vertiefende Begutachtung ist nur im Falle von relevanten An-
haltspunkten für das Vorhandensein verbotsrelevanter Arten erfor-
derlich.

Revierdurchmesser von 200 m sind keine Seltenheit, aber auch
wesentlich größere Reviere wurden beobachtet. Es ist deshalb
plausibel, dass das Plangebiet zumindest teilweise ein Teil eines
Brutreviers dieser Vogelart ist.

Diese Frage hätte im Vorfeld der Planung durch sachkundige Un-
tersuchung der Fläche und der angrenzenden landwirtschaftli-
chen Flächen geklärt werden müssen. Es reicht nicht aus, sich
hier auf Vermutungen zu stützen, weil nach einem ersten Ein-
druck weiter nördlich oder westlich gelegene Ackerflächen für
die Feldlerche geeigneter erscheinen mögen.

Da vor Baubeginn ohnehin eine gutachterliche Begehung in Be-
zug auf den Feldhamster erfolgt, wird gleichzeitig sichergestellt
werden, dass die Plangebietsfläche auch frei von Feldlerchen
ist. Das Tötungsverbot wird in jedem Fall nicht berührt.

Es ist bekannt, dass die Feldlerche in der Hildesheimer Börde
beinahe flächendeckend vorhanden ist. Von daher stellt dies kei-
ne oberflächliche Vermutung dar. 

Selbst wenn dem so wäre, müsste geprüft werden, ob weiter
nördlich oder westlich gelegene Feldlerchenreviere durch das
Heranrücken der neuen Wohnbebauung gestört werden.

Allein die Verletzung oder Tötung von Feldlerchen durch das
Baugeschehen kann durch entsprechende Einschränkungen der
Bauzeiten ausgeschlossen werden. Eine Störung der Tiere be-
nachbarter Reviere in der nächsten Brutsaison wird dadurch je-
doch ebenso wenig verhindert wie die Beseitigung einer Fort-
pflanzungsstätte.

Die westlich und nördlich gelegenen Gebiete werden durch be-
reits bestehende Siedlungs- und Gehölzstrukturen schon jetzt so-
weit gestört, dass die Auswirkungen des Neubaugebietes uner-
heblich sind. 
Davon unabhängig schließen weiträumig bördetypische Ackerflä-
chen an, die für die Feldlerche geeignet sind.   

Eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Population,
auf die hier abgezielt wird, ist nicht zu erwarten. 
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Als logische Folge des Ermittlungsdefizits wurden auch hinsicht-
lich der Feldlerche das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen für die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 Absatz 7
BNatSchG nicht geprüft.

c) Andere Tierarten

Die Erteilung einer Ausnahme wird deshalb nicht erforderlich
sein.

Sowohl das Plangebiet selbst, als auch die angrenzenden Flä-
chen sind vor Aufstellung des Bebauungsplans auf das Vorkom-
men anderen Tierarten sachkundig zu untersuchen. Dies gilt
nicht nur, aber ganz besonders für andere Vogelarten.

Die artenschutzrechtliche Situation ist für sämtliche europäi-
sche Vogelarten dieselbe wie für die Feldlerche. Dabei ist ent-
sprechend den Habitatsansprüchen der einzelnen Arten auch
die angrenzende Ortslage mit in die Betrachtung einzubeziehen.
Diese fachlich und rechtlich gebotene Untersuchung wurde hier
unterlassen. 
Es ist deshalb nicht auszuschließen, dass auch weitere Vogelar-
ten durch die Errichtung der geplanten Bebauung in arten-
schutzrechtlich relevanter Weise beeinträchtigt werden.

Die Strukturarmut der Eingriffsfläche und die bereits bestehen-
den Vorbelastungen legen ein Fehlen anspruchsvoller, störung-
sempfindlicher und schutzwürdiger Arten nahe. Mit Ausnahme
des Feldhamsters liegen Hinweise auf ein Vorkommen von Ar-
ten, die für den Vollzug des Bebauungsplans unüberwindliche
Hindernisse darstellen könnten, nicht vor.

Es müssen lediglich diejenigen Tierarten untersucht werden, für
die auf Grund ihres Schutzstatus (z.B. "Rote-Liste"-Arten, beson-
ders geschützte Arten gem. Bundesartenschutzverordnung oder
FFH-Richtlinie) ein Untersuchungsbedarf tatsächlich besteht.
Ansonsten wären alle möglichen Tierarten zu untersuchen, für de-
ren Lebensraum das Vorhaben ohne Bedeutung ist.  

Auch dieses Ermittlungsdefizit führt zur Rechtswidrigkeit des
Bebauungsplans.

Dies ist fachlich und rechtlich unzutreffend.
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Bei Aufstellung eines Bebauungsplans ist die Gemeinde stets zu
einer ausreichenden Ermittlung und Bestandsaufnahme der im
Plangebiet und seiner Umgebung vorhandenen Arten und ihrer
Lebensräume verpflichtet, um prüfen zu können, ob durch die
beabsichtigte Planung Verstöße gegen diese Verbote drohen.

Der Untersuchungsumfang war ausreichend. Seitens der Unte-
ren Naturschutzbehörde wurde auf keine weiteren Untersu-
chungserfordernisse hingewiesen. Da diese Behörde auch für die
Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen zuständig wäre,
hätte sie im Vorfeld auf entsprechende Erfordernisse aufmerk-
sam gemacht bzw. diese eingefordert.   

Die Auswirkungen auf die betroffenen Arten müssen so weitge-
hend ermittelt werden, dass das für die Bewertung und Prüfung
eines Verstoßes gegen die artenschutzrechtlichen Verbote benö-
tigte Datenmaterial zur Verfügung steht und gegebenenfalls fest-
gestellt werden kann, ob die Voraussetzungen zur Erteilung einer
naturschutzrechtlichen Ausnahme gegeben sind.

Auch der Verfasser gibt, außer zur Feldlerche, keine konkreteren
Hinweise auf möglicherweise andere gefährdete Vogelarten.

Die Auswirkungen auf betroffene Arten wurden soweit ermittelt,
dass das für eine Bewertung und Prüfung eines Verstoßes gegen
artenschutzrechtliche Verbote benötigte Datenmaterials vorlag.
Es wurde festgestellt, dass die Erteilung einer naturschutzrecht-
lichen Ausnahme nicht erforderlich sein wird. Daher erübrigt
sich eine Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen.

5. Fazit

Die Voraussetzungen des beschleunigten Verfahrens nach § 13 b
BauGB sind vorliegend nicht erfüllt. 
Die ausgelegten Unterlagen treffen keine realistische Einschät-
zung des im Fall der Planverwirklichung zu erwartenden zusätzli-
chen Verkehrs, was wiederum Folgen für die zu erwartende Be-
lastung durch Lärm und Luftschadstoffe hat. 
Die Prüfung der Belange des Artenschutzes weist schwerwiegen-
de Mängel bereits auf der Ebene der Ermittlung des maßgebli-
chen Sachverhalts auf.

In dieser Form kann die Planung keinen Bestand haben.

Die Voraussetzungen für ein Verfahren nach § 13 b BauGB lie-
gen vor.
Der zusätzliche Verkehr ist so unerheblich, dass keine weiteren
gutachterlichen Untersuchungen zu Schall oder Luftschadstof-
fen dafür erforderlich wären.

Die Belange des Artenschutz wurden angemessen und sachbezo-
gen berücksichtigt.

Der Vorwurf wird zurückgewiesen.
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Schreiben vom

31.07.2020

Fristgerecht bitte ich folgendes zu beachten:
Der vorgelegte Bauplan zum Neubaugebiet ist immer noch der
fehlerhafte - alte, der uns Bürger, in der öffentlichen Ortsratssit-
zung am 23.10.2019 präsentiert wurde:

- Die Reihenhäuser der Anwohner der Hausnummern 1-3-5 und
7 haben um die planerische Korrektur gebeten, einen ca. 2 mtr.
Breiten Gehweg/Zugang von der Schulstraße aus zu ermögli-
chen, damit die Anwohner zu ihren Gärten gelangen können, da
uns nicht zugemutet werden kann diverse Gartenmaterialien so-
wie Strauchschnitt etc. durchs Wohnzimmer zu karren...

Im B-Plan sind die Flächen, die bislang schon als Privatgärten
genutzt worden sind, obwohl sie innerhalb landwirtschaftlicher
Flächen lagen und damit rechtswidrig waren, als Grünflächen
aufgenommen worden. Die Anlage eines öffentlichen Weges liegt
nicht im Interesse der gemeindlichen Planung, weil diese Weg-
efläche durch die Gemeinde zu erstellen und zu unterhalten wä-
re, aber für die Öffentlichkeit nur von geringem Nutzen wäre.

- Der eingezeichnete PKW - Parkplatz ist in der Realisation nicht
hinzunehmen:

Es steht den Anliegern frei, innerhalb der nun legalisierten Grün-
fläche gemeinschaftlich einen Streifen als privaten Rasenweg
freizuhalten, über den die Grundstücke gelegentlich für Pflege-
maßnahmen zu erreichen wären.

Es besteht keine Notwendigkeit zumal für uns als unmittelbare
Anlieger zusätzliche Emissionen von Autoabgasen und Autoge-
räuschen, Rangierbetriebe bei Tag und besonders in der Nacht,
z.B durch Schichtarbeiter etc. Ruhestörender Lärm zugemutet
wird.

Der Parkplatz ist notwendig, um Parkraum für die öffentlichen
Einrichtungen des Dorfgemeinschaftshauses bzw. für die Feuer-
wehr zu schaffen. Damit soll u.a. auch die Schulstraße, das be-
stehende und das neue Wohngebiet vom Parken in den anliegen-
den Straßen entlastet werden.
Es ist eine Grünfläche mit einer Heckenpflanzung, in Ergänzung
der bestehenden Gärten, festgesetzt worden, durch die eine Ab-
schirmung erreicht werden kann. Ebenso ist an der Westseite
des Parkplatzes eine Heckenpflanzung vorgesehen.
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Das heißt für uns, optisch und akustisch von erheblichen Stö-
rungen ringsherum umgeben sein werden.

Damit werden die zu erwartenden Auswirkungen deutlich redu-
ziert bzw. abgepuffert. 

Alternativ wäre zu überlegen, ob der Parkplatz zur Feuerwehr
zum bestehenden Spielplatz dahingehend erweitert wird - z.B.
Anwohner des Hauses unmittelbar in der Einmündung Wenser-
bergstraße in die Schulstaße (links) könnten hier von der Pla-
nung profitieren, da für dieses Haus aktuell keine Parkmöglich-
keit besteht und der bestehende Spielplatz für den vorgesehe-
nen Parkplatz phantasievoll - und kindgerecht gestaltet wird. 

Wir bitten daher dringend die o.g. Anmerkungen ernst zu neh-
men/ zu berücksichtigen und uns als Bürger in der Gestaltung
unserer Umwelt unbedingt mit einzubeziehen. 
Dies ist auch für Sie, als Bürgermeister und Verantwortlicher, ei-
ne gute Möglichkeit sich von alten Bebauungsplan- und Verhal-
tensmustern in der Stadt- und Dorfgestaltung endlich zu verab-
schieden und neue zeitgemäße Gestaltungspotentiale der Bürger
wertzuschätzen.

Es ist nicht geplant, den bestehenden Parkplatz zu Lasten des
Spielplatzes zu erweitern. Der Spielplatz stellt eine wichtige Er-
gänzung zum Angebot des Dorfgemeinschaftshauses dar.
Die Anwohner der Schulstraße können den neuen, öffentlichen
Parkplatz ebenfalls nutzen.

Die Vorschläge werden von der Gemeinde zur Kenntnis genom-
men. Sie müssen sich allerdings in den städtebaulichen Zusam-
menhang und die öffentlichen Erfordernisse einbinden lassen.

Private Stellungnahme
B 3,
(3 BürgerInnen),
vom 31.07.2020

Die Zeit der Bausünden - von denen wir unendlich viele in der
Vergangenheit getätigt haben, müssen beendet werden. Wir soll-
ten aus diesem Zerstörungsmuster nun endlich lernen!!!

Der Äußerung wird zur Kenntnis genommen, es wird aber nicht
deutlich, worauf sich konkret die Aussage in diesem Zusammen-
hang bezieht.

Fristgerecht bitten wir folgendes zu beachten:
Der vorliegende Bauplan zum Neubaugebiet ist immer noch der
fehlerhafte - alte, der uns Bürger in der Ortsratssitzung am
23.10.2019 vorgelegt wurde.
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In diesem Kontext schließen wir uns dem Ihnen vom Rechtsan-
walt Dr. Niederstedt bereits zugegangenen Schreiben vom 28.
Juli 2020 (Mandant Herr S.) inhaltlich voll an. 

Die Abwägung der Gemeinde hierzu gilt in gleicher Weise.

Wir sind Eigentümer eines Reihenmittelhauses der Flurstücke
39/18 und 39/19 und somit unmittelbar vom Bebauungsplan
betroffen. In diesem ist zu ersehen, dass der bisherige Zugang
zu unseren Gärten nicht mehr berücksichtigt wurde. Für uns als
betroffene Anlieger würde das bedeuten, anfallenden Strauch-
schnitt, sowie Gartenmaterialien durch die Wohnung zu transpor-
tieren.

Dies dürfte für Sie sicherlich nachvollziehbar sein, dass uns dies
nicht zugemutet werden kann. Also: keine gute Lösung. 

Im B-Plan sind die Flächen 39/39 bis 39/48, die bislang schon
als Privatgärten genutzt worden sind, obwohl sie innerhalb land-
wirtschaftlicher Flächen lagen und damit rechtswidrig als Garten
genutzt wurden, als private Grünflächen aufgenommen worden.

Die Anlage eines öffentlichen Weges liegt nicht im Interesse der
gemeindlichen Planung, weil diese Wegefläche durch die Ge-
meinde zu erstellen und zu unterhalten wäre, aber für die Öf-
fentlichkeit nur von geringem Nutzen wäre.

Ergänzend sollte hier berücksichtigt werden, dass uns seit nun
mehr als 22 Jahren ein geduldeter Zugang ermöglicht wurde.
Andere Ortratsmitglieder haben sich nach Absprache einen Zu-
gang z. B. durch Parkplätze etc. vor ihrem Haus gesichert, wo-
bei dieses Problem für die Reihenendhäuser nicht besteht.

Folgender Vorschlag zur Problemlösung: An den Grundstücks-
grenzen einen ca. 2 mtr. breiten Streifen bis zum Ende der
Hausreihe 7 einzuplanen.

Der Zugang erfolgte über die Ackerflächen des anliegenden
Landwirts, in privater Vereinbarung zwischen den Beteiligten.
Daraus erwächst aber kein Anspruch auf eine öffentliche Zuwe-
gung.

Es steht den Anliegern frei, innerhalb der nun neu ausgewieseb-
nen Grünfläche gemeinschaftlich einen randlichen Streifen als
privaten Rasenweg freizuhalten, über den die Grundstücke wei-
terhin für Pflegemaßnahmen zu erreichen wären.
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Der eingezeichnete PKW - Parkplatz, sollte wenn überhaupt die
Notwendigkeit von zusätzlichen Parkmöglichkeiten besteht, ins-
besondere unter Berücksichtigung von Umwelt- und zusätzli-
chen Emissionen und erheblicher Lärmbelästigung überdacht
werden und durch eine reichliche Bepflanzung und genügend
Abstand zu den unmittelbaren Reihenhäuser gestaltet werden.
Auch hier besteht ein erheblicher Handlungsbedarf.

Ergänzend zur möglichen Planungsumsetzung, erwarten und for-
dern wir eine geänderte Straßenführung - sowohl auf der Nord-
seite als auch auf der Ostseite der Schulstraße, die insbesonde-
re zur erheblichen Minderung von bereits ausführlich genannten
Belastungsfaktoren beiträgt.

Der Parkplatz ist notwendig, um Parkraum für die benachbarten
öffentlichen Einrichtungen des Dorfgemeinschaftshauses bzw.
für die Feuerwehr zu schaffen. Damit soll u.a. auch die Schul-
straße, das be-stehende und das neue Wohngebiet vom Parken
in den anliegenden Straßen entlastet werden.
Es ist eine Grünfläche mit einer Heckenpflanzung, in Ergänzung
der bestehenden Gärten, festgesetzt worden, durch die eine Ab-
schirmung erreicht werden kann. Ebenso ist an der Westseite
des Parkplatzes eine Heckenpflanzung vorgesehen.

Es wird nicht deutlich, welche Veränderung gemeint sein könn-
te. 
Die Schulstraße wird erweitert, um den bestehenden Missstand
zu verbessern. Vorrangig an der Nordseite sollen weitere Park-
plätze in Verbindung mit Baumpflanzungen entstehen, um den
Straßenverlauf aufzulockern. Außerdem wird auf die zahlrei-
chen, bereits bestehenden Einfahrten und die knapp bemesse-
nen Einfahrten der einmündenden Straßen Rücksicht genom-
men werden. 

Zusammenfassend wird doch sehr deutlich, dass die Bürger hier
in Wendhausen diesbezüglich sehr besorgt sind, ein hohes Inte-
resse haben, in Ihren Sorgen um die künftige Gestaltung des
Ortsteil Wendhausen nicht nur gehört, sondern ernst genommen
werden und darüber hinaus hoch motiviert sind, an der Dorfge-
staltung mitzuwirken. 
Dies ist für Sie doch eine gute Botschaft und Motivation.

Die Vorschläge werden von der Gemeinde zur Kenntnis genom-
men. Sie müssen sich allerdings in den städtebaulichen Zusam-
menhang und die öffentlichen Erfordernisse einbinden lassen.

Die rege Bürgerbeteiligung wird ausdrücklich begrüßt.
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Hiermit widersprechen wir dem am 25.06.2020 veröffentlichten
Bebauungsplanentwurf Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp" (Ortschaft
Wendhausen) und 8. Berichtigung Flächennutzungsplan. Dem
Ihnen vom Rechtsanwalt Dr. Niederstadt bereits zugegangenem
Schreiben vom 28. Juli 2020 (Mandat Herr S.) schließen wir
uns vollinhaltlich an. 

Des Weiteren müssen Folgende Punkte berücksichtigt werden:

Die Abwägung der Gemeinde hierzu gilt vollinhaltlich in gleicher
Weise.

1. Kombinierter Park/Grünstreifen auf der nördlichen Seite der
Schulstraße. 
- Parken gegenüber Grundstückseinfahrten ist nicht geregelt !

Das Ein- und Ausfahren aus den Einfahrten wird sichergestellt.
Der Bebauungsplan trifft hierzu allerdings keine weitergehenden
Regelungen, damit in der Ausbauplanung im Detail genug Flexi-
bilität besteht, um auf die einzelnen Grundstückszufahrten
Rücksicht nehmen zu können.

Es werden aber vertragliche Regelungen im Zuge des Grund-
stücksverkaufs erfolgen, dass Zufahrten auf die nördlich der
Schulstraße gelegenen Grundstücke von den Planstraßen A, B
und C aus erfolgen.

2. Fehlende Pufferzone in Form von durchgehender Begrünung
gegen Lärm, CO2 und Feinstaub vom geplanten Neubaugebiet
zum Altbestand in der Schulstraße

- Im Bebauungsplanentwurf nicht vorgesehen !

Durch das neue Baugebiet entstehen nur soviel Emissionen wie
im Allgemeinen Wohngebiet zulässig, wie schon für die beste-
henden Wohngebiete. Begrünung stellt im übrigen keinen
Schallschutz dar.

Den neuen Grundstückseigentümern soll es genauso möglich
sein ihr Grundstück einzurichten, wie es für die bestehenden
Wohngebiete möglich gewesen ist. Es besteht außerdem eine
Pflanzbindung für Bäume auf den Neubaugrundstücken. 
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3. Fehlende Erläuterung im Bebauungsplanentwurf in Bezug auf
das abfallende Geländeniveau in Richtung geplantem Neubauge-
biet

- Erläuterung nicht vorhanden !

Die Gefällesituation ist eingemessen worden und wird in der
Straßenplanung berücksichtigt werden. 

4. Verminderte Verkehrssicherheit, erhöhte Lärmemission und
Luftschadstoffemission durch zusätzlichen Kfz- Verkehr auf der
Schulstraße

- Alle angesprochenen Punkte nicht berücksichtigt !

Die Verkehrssicherheit wird in jedem Fall den heutigen Stan-
dards entsprechend eingehalten. Die Lärmemissionen werden
sich in den üblichen Rahmen eines Allgemeinen Wohngebietes
einfügen.

Zu allen vier Einwänden finden Sie auf den folgenden Seiten ei-
ne detaillierte Beschreibung.

Ich bitte meine Einwände im Gemeinderat sachlich zu erörtern
und für alle Anwohner (alte sowie neue) eine angemessene,
gleich belastende Entscheidung zu treffen. Gerne bin ich auch
bereit die angesprochenen Punkte vor Ort nachzustellen und zu
erörtern.

Erläuterung zu Punkt 1 
Im Bebauungsplanentwurf Nr. 11-06 ist vorgesehen, am nördli-
chen Rand der Schulstraße einen kombinierten Park / Grünstrei-
fen anzulegen. Infolge dessen können die Anwohner die Grund-
stücke mit Kraftfahrzeugen nur mit erheblichen Rangiermanö-
vern erreichen.

Fahrzeugkombinationen bestehend aus PKW mit Anhänger kön-
nen nicht mehr eingesetzt werden. Dies ist jedoch zu Ver- und
Entsorgungsarbeiten der Grundstücksflächen unumgänglich !

Der Bebauungsentwurf ist zur Lage der Bäume / Parkflächen un-
verbindlich. Innerhalb der Straßenplanung werden die bestehen-
den notwendigen Einfahrten für jedes Grundstück berücksich-
tigt. Ein kombinierter Park-/Grünstreifen direkt gegenüber Ein-
fahrten wird vermieden. Die Zugänglichkeit der Einfahrten wird,
wie im öffentlichen Raum üblich, sichergestellt.

Ein Anrecht auf gleichzeitige Benutzung von Pkw mit Anhänger
besteht allerdings nicht. 

PLANUNGSBÜRO SRL WEBER

Abwägung Seite 55 von 80 Seiten



Fachbehörde Stellungnahme Abwägungsvorschlag

noch: 
Private Stellungnahme
B 4

Die Straßenverkehrsordnung regelt in diesem Falle eindeutig,
dass das Parken gegenüber Einfahrten die gewöhnliche Nutzung
der Einfahrten nicht behindern darf. In dem veröffentlichten Be-
bauungsplanentwurf findet dies jedoch keine Berücksichtigung.
Die folgenden Bilder schildern die beschriebene Situation.

(Foto)

Blick auf die Schulstraße von West nach Ost, im Hintergrund
links "am Rittergut"

Erläuterung zu Punkt 1

(Foto)

Blick auf die Schulstraße von Ost nach West

Der Grünstreifen nördlich der Schulstraße konnte bisher für Ran-
gierzwecke genutzt werden, durch die im Bebauungsplanentwurf
vorgesehenen Parkmöglichkeiten auf der Nordseite ergeben sich
jedoch für die Anwohner der Schulstraße erhebliche Verschlech-
terungen. 

Erläuterung zu Punkt 2 
In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf 11-06 wird un-
ter Punkt A 5.1 beschrieben, dass die Geräusche der Autobahn
7 zu vernachlässigen sind. Dies entspricht nicht der Wahrheit !

Das Ein- und Ausfahren wird, wie oben erläutert, sichergestellt.

Zur Schallbelastung ist ein entsprechendes Gutachten erstellt
worden (BMH, 10.12.2019). In der Begründung zum B-Plan
wurde entsprechend den Ermittlungen des Gutachtens erläutert,
dass die Geräusche der Autobahn durch die Topografie abgemin-
dert werden. Es steht nirgends, dass die Geräusche zu vernach-
lässigen sind.
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Die Autobahnraststätte befindet sich in Mitte des Höhenzuges,
der weitere Verlauf der A 7 in Richtung Hildesheim schließlich
nur noch auf dem Nordhang. Wie sonst könnte man die Auto-
bahn von der Bundesstraße 6 aus sehen ?

Der vermehrte Schwerlastverkehr auf der B 6 und A 7 sind eine
deutliche Lärmbelastung für den Ort, die schlechten Straßen-
zustände, der häufige Süd-Westwind und der Verlust einer gro-
ßen Waldfläche als natürlicher Schallschutz (aufgrund des Kli-
mawandels und der dadurch aufgetretenen Borkenkäferplage)
zwischen Autobahn und der nordwestlichen Wohnbebauung sind
einige Faktoren, die den Lärmpegel zusätzlich haben ansteigen
lassen.

Ganz im Gegenteil wurden die Auswirkungen der Lärmimmissio-
nen der BAB 7 im Gutachten ausführlich behandelt, ebenso wie
die Auswirkungen der unmittelbar benachbarten Straßen (B 6
und L 492). 

Der Schwerlastverkehr ist dabei ebenfalls berücksichtigt worden.

Der Verkehrslärm ist täglich wahrzunehmen, in klaren Nächten
zum Teil extrem. Die Häuser der Schulstraße sind überwiegend
in den 1960er Jahren erbaut, in der damals üblichen Bauweise.
Dies wurde im Bebauungsplanentwurf in keinster Weise berück-
sichtigt !

Zusätzlich zum Lärm, der die Anwohner von Süd Westen aus be-
lästigt, soll nun das geplante Neubaugebiet von Norden aus für
weiteren Lärm sorgen. Es ist kein ausreichender Ruherück-
zugsort der alten Anwohner mehr vorhanden.

Das Bestandsbaugebiet ist nicht Gegenstand dieser Bauleitpla-
nung, und damit auch nicht des zugehörenden Schallgutach-
tens.

Es wird ein Wohngebiet entstehen, genau wie das bereits beste-
hende Wohngebiet. Die schalltechnischen Rahmenbedingungen
und die Ruhebedürfnisse sind in beiden Gebieten in gleicher
Weise zu beachten. 

Zu den wesentlich moderneren Häusern des Baugebietes "am
Rittergut" ist eine Bepflanzung zu den angrenzenden Wohn-
grundstücken zur Reduzierung der Blendwirkung parkender Au-
tos vorgesehen, warum nicht zur Schulstraße hin ?

Der Pflanzstreifen trägt zur Gliederung der Gebiete bei, insbe-
sondere auch wg. der verdichteten Reihenhausbebauung. Nach
Süden stellt die Schulstraße selbst einen Abstandsbereich her. 
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Eine ausreichende Pufferzone in Form von Begrünung zwischen
geplantem Neubaugebiet und dem alten Bestand ist unumgäng-
lich.

Eine "Abschottung" zwischen den Baugebieten ist städtebaulich
nicht gewünscht, damit sich zukünftig eine wohnlich geprägte
Nachbarschaft entwickeln kann. Es soll ein in die Ortslage integ-
riertes Wohngebiet entstehen und keine abgehängte Insellage.
Es wird den zukünftigen Bauherrn überlassen, entsprechende
Bepflanzungen vorzunehmen, so wie es in den bestehenden Bau-
gebieten auch den Eigentümern überlassen worden ist. 

Abb.: Planskizze Grünstreifen aus Bäumen und Sträuchern (Vor-
schlag) 

Erläuterung zu Punkt 3 
Im veröffentlichten Bebauungsplanentwurf ist unter Punkt A 4
eine Verbreiterung und Neugestaltung der Schulstraße vorgese-
hen. Jedoch das abfallende Geländeniveau nicht erwähnt.

Was passiert mit den abfallenden Hofeinfahrten und was mit
den Fundamenten der Stützmauern der Grundstücke in Rich-
tung Schulstraße. Würde man die Höhe des geplanten Neubau-
gebietes annehmen, müssten sämtliche Einfahrten abgesenkt
werden. Wer übernimmt die Kosten dafür?

Sollte die Höhe der alten Schulstraße angenommen werden,
müsste man das Gelände des geplanten Neubaugebietes auffül-
len ! Die Grundstückseinfahrten und Stützmauern mit Funda-
menten wurden schon einmal bei Aspaltierung der Schulstraße
auf Kosten der Anwohner angeglichen. Die folgenden Bilder zei-
gen das Problem deutlich.

Die aufgeführten Aspekte werden im Zuge der Ausbauplanung
technisch geklärt. Die Ausführungsdetails sind nicht Gegenstand
der Bauleitplanung. Die vorhandenen Höhen der bestehenden
Einfahrten werden für die Planung maßgeblich sein.
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(eingefügt: Foto)
Das Bild zeigt einen Richtscheid in Waage, deutlich zu sehen
der Höhenunterschied.

Erläuterung zu Punkt 3

Die im Folgenden dargestellten Niveauunterschiede sind für die
Ausbauplanung unerheblich. Die neue Straße erhält eine andere
Querneigung, die übrigen Höhendifferenzen werden über die Ge-
ländeanpassung innerhalb der Fläche des Baugebietes kompen-
siert.

eingefügt: Fotos

Das letzte Bild zeigt einen Höhenunterschied von 31 cm.

Erläuterung zu Punkt 3

eingefügt: Fotos

Sollte die Straße weiter abgesenkt werden, würden die Fahrzeu-
ge mit dem Unterboden aufsetzen !

Erläuterung zu Punkt 3

Der Höhenunterschied wurde gemessen auf Höhe der Hausnum-
mer 15. Im weiteren Verlauf der Straße in Richtung Hildesheim
ist der Unterschied noch größer. Er beträgt dort über 100 cm !!!

Sollten durch die Erneuerung der Schulstraße Schäden an den
Fundamenten der Stützmauern, der Mauern selbst oder an den
Hofeinfahrten entstehen, behalten wir uns Schadenersatzansprü-
che vor.

Die beschriebenen Höhenunterschiede werden zur Kenntnis ge-
nommen. Sie werden innerhalb der Straßenplanung berücksich-
tigt.

eingefügt: Fotos

Das Bild zeigt den Höhenunterschied vom Eingang zum Bürger-
steig auf Höhe der Hausnummer 17
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Erläuterung zu Punkt 4 
Die Schulstraße soll laut Bebauungsplanentwurf als verkehrsbe-
ruhigter Bereich in Form einer Spielstraße erfolgen. Dies steht
im Widerspruch zum zunehmenden Verkehr, der durch das ge-
plante Neubaugebiet entsteht. Hinzu kommt die geplanten Er-
weiterung der Schulstraße für den Anschluss eines weiteren
Baugebietes in Zukunft in Richtung Hildesheim (Acker Familie
Witte")

Auf eine wesentlich attraktivere Anbindung über den Wortkamps-
weg wurde wie im Vorfeld von vielen Anwohnern angeregt nicht
eingegangen. Das zusätzliche Störpotenzial durch Geräusche
und Emissionen wird von Ihnen als "nicht erheblich" beschrie-
ben, allein durch die Anwohner des geplanten Neubaugebietes
ist durch Fahrten zur Arbeit, Arzt, Einkaufen und Freizeit von
mindestens 190 zusätzlichen Verkehrsbewegungen über die
Schulstraße als Verteilerstraße auszugehen.

Die Erläuterung in der Begründung wird der jetzt vorliegenden
Planung entsprechend angepasst. Es soll in der Schulstraße ei-
ne 30-km-Zone entstehen, in den Planstraßen ein verkehrsberu-
higter Bereich.
Es ist kein weiteres Baugebiet geplant. Der Anschluss ist für den
landwirtschaftlichen Verkehr erforderlich, wie bereits jetzt
schon.

Der nördlich gelegene Weg ist vorrangig ein Feldweg, der der
Landwirtschaft zur Verfügung steht. Eine gelegentliche Nutzung
durch Anlieger oder das Müllfahrzeug soll jedoch möglich sein.

Die hinzukommenden Fahrten stellen einen in einem Wohnge-
biet üblichen Verkehr dar. Die Emissionen werden zuverlässig
unterhalb der immissionsschutzrechtlich relevanten Grenzwerte
bleiben. Sie sind deshalb nicht erheblich.

Hinzu kommen Lieferanten (Post, Hermes, Amazon...) Müllab-
fuhr usw. Es ist zweifelhaft, dass die Verkehrssicherheit, beson-
ders für Kinder noch gewährleistet ist. Hinzu kommt, dass der
Bürgersteig entfallen soll und die Straße durch Parkflächen auf
der Nordseite wieder verengt wird.

Was passiert bei Begegnungsverkehr mit Fußgängern? Die Ver-
kehrsplanung bedarf weiterer Untersuchungen und einer Überar-
beitung.

Die Verkehrssicherheit wird gewährleistet. Durch die Verengung
des Straßenraums und durch die beidseitige Bebauung wird ei-
ne Verkehrsberuhigung erreicht, die bislang nicht vorlag.

Bei Begegnungsverkehr mit Fußgängern ist auf diese Rücksicht
zu nehmen.
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(1 BürgerIn),
vom 02.08.2020

Persönlicher Bericht und Einwendungen zum geplanten Bauge-
biet "Oberer Wortkamp" Nr. 11-06 als betroffener Anwohner.
Dieses Bild bot sich mir, als ich am 26.02.2020 nachmittags
nach Hause kam: In direkter Verlängerung zu unserem Hausein-
gang war eine Straße angelegt.

(Anlage Foto)

Bestürzt über die Situation rief ich bei der Gemeindeverwaltung
Schellerten an. Dort erreichte ich einen Herrn vom Notdienst.

Er kam vorbei, schaute sich vor Ort die Lage an und versuchte
den Bürgermeister zu erreichen.

Nach einen Telefonat mit Herrn Witte beruhigte er mich und er-
klärte, dass diese Ausbaggerung keine Bedeutung für eine Stra-
ßenführung habe. (An den genauen Wortlaut seiner Erklärung
kann ich mich nicht erinnern.)

Es hatte sich zwar im Ort herumgesprochen, dass der Acker, der
an die Schulstraße grenzt, Bauland werden soll, aber bis zu die-
sem Tag und auch bis zum heutigen Tag ist kein Informations-
schreiben bei den Anwohnern eingegangen.

Es waren Streifen in Vorbereitung archäologischer Untersuchun-
gen freigelegt worden.

Das Vorhaben wurde in verschiedenen, öffentlichen Sitzungen
des Ortsrates Wendhausen behandelt. Das öffentliche Bauleit-
planverfahren gemäß § 3 (2) BauGB dient der Beteiligung der
Öffentlichkeit.
Eine Pflicht zur persönlichen Benachrichtigung besteht nicht.

Am 27.02.2020 bat ich Herrn Witte in der Gemeindeverwaltung
um ein Gespräch. Dieses Gespräch verlief in angenehmer Atmo-
sphäre. Ich konnte Fragen stellen, bekam Erklärungen und wur-
de auch über Schwierigkeiten und Auflagen bei der Straßenfüh-
rung informiert.
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Mit der Aussage, dass der Bebauungsplan und somit auch die
Anlage der Straßen noch nicht endgültig feststünden, verließ ich
das Büro mit der Bitte, Herr Witte möge Herz und Verstand mit-
bringen und sich die Lage vor Ort doch einmal ansehen.

Bis zum heutigen Tag sind diesbezüglich keine weiteren Gesprä-
che geführt worden und auch keine Informationen bei mir einge-
gangen.

Nach dem öffentlich ausgelegten Bauplan "Oberer Wortkamp"
Nr.11-06 ist die Straße, die sich im Februar "provisorisch" vor
meiner Haustür erstreckte, genauso weiter geplant. Also stelle
ich mir berechtigterweise die Fragen: Wie viele Scheinwerfer
werden gerade in der dunklen Jahreszeit mein Haus beleuchten?

Die Einmündung der Straße ist nicht auf das betreffende Wohn-
haus ausgerichtet. Da die Planstraße A am Ende des Baugebie-
tes im Westen liegt, werden nur wenige Fahrzeuge am Tag am
betreffenden Grundstück vorbeifahren.  

In welchem Maße wird der Lärmpegel steigen? Die Atemluft be-
lastet? Wie unsicher wird die Einfahrt zum Grundstück?

Wie viel Wertminderung erfährt ein Grundstück, an dem an zwei
Seiten reger Straßenverkehr mit all seinen Belastungen vorbei-
führt?

Die Lärmpegel eines Allgemeinen Wohngebietes werden, wie
schon für das bestehende Baugebiet, sicher eingehalten. Die
Atemluft wird in unerheblicher Weise beeinträchtigt. Die Ein-
fahrt zum Grundstück wird weiterhin gut einsehbar sein. 

Dadurch, dass die Erschließung der Schulstraße verbessert wird,
wird eine Aufwertung des Gebietes erfolgen. Es ist nur ein unter-
geordnetes Verkehrsaufkommen durch Anlieger des Wohngebie-
tes zu erwarten.

Ich denke , dass alle Anwohner der Schulstraße der Ansicht
sind, dass die Straße verbreitert und saniert werden muss, denn
es können dort nicht zwei Autos aneinander vorbeifahren. Ein
Fahrzeug muss immer auf den Bürgersteig ausweichen.
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LKW (besonders die Fahrzeuge der Müllabfuhr) müssen immer
auf den Acker ausweichen, wenn sie in eine von der Schulstraße
abführende Nebenstraße einbiegen wollen.

Die Schulstraße wird auf 6,50 m verbreitert. Durch den neuen
Straßenausbau wird eine höhere funktionale Leistungsfähigkeit
bei gleichzeitiger Verkehrsberuhigung erreicht.

Die Schulstraße durch zusätzlichen Verkehr durch ein neues
Baugebiet zu belasten, ist für alle Anwohner unzumutbar und
auch nicht zwingend notwendig, denn an der nördlichen Grenze
des geplanten Baugebietes befindet sich eine asphaltierte Stra-
ße, über die der Verkehr auf die Wenser Bergstraße geleitet wer-
den kann.

Eine Verbindung des neuen Baugebietes an den Ort sollte über
Fußwege gestaltet werden. Ich erwarte eine für alle Anwohner
akzeptable Lösung des Verkehrsproblems, nur dann wäre ich be-
denkenfrei.

Der Weg im Norden ist vorrangig für den landwirtschaftlichen
Verkehr vorgesehen. Er ist nicht für eine ausschließliche und
ständige Befahrung geeignet. 

Es ist üblich, in Neubaugebieten und in ländlich geprägten Dör-
fern, dass auf Fußwege verzichtet wird und ein höhengleicher
Straßenausbau stattfindet. Dies wird im Rahmen der Ausbaupla-
nung abschließend geregelt.

Für mein Grundstück besteht bei der Entfernung des Bürgers-
teigs die Gefahr, dass der Sockel, auf dem der Zaun angebracht
ist und der das Grundstück begrenzt, nicht tief genug ins Erd-
reich reicht und einstürzen könnte. Ich weise daraufhin, dass
das natürliche Geländeniveau bei der damaligen Asphaltierung
der Schulstraße bereits um ca, 0,20 m abgesenkt wurde. Die Er-
haltung dieser Mauer muss von vornherein beim Straßenbau ein-
geplant werden. Im Fall einer Beschädigung behalte ich mit vor,
Schadenersatz zu fordern.

Der Straßenausbau wird an den vorhandenen Zufahrts- bzw. Ein-
gangshöhen ausgerichtet.
Die Hinweise betreffen die Ausführungsplanung; sie sind nicht
Gegenstand der Bauleitplanung.
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Ob wirtschaftliche, politische oder persönliche Interessen, ich er-
warte von allen Beteiligten, das gemeinsame Gespräch zu su-
chen, um eine für alle akzeptable Lösung zu finden. Unter Ein-
haltung aller Vorschriften mit Rücksicht auf Lärm-, Natur- und
Artenschutz kann eine Neuplanung des Baugebietes möglicher-
weise gelingen.

Die Vorschriften sind und werden durch die kommunale Bauleit-
planung eingehalten.

Es war schon immer besser miteinander zu reden als übereinan-
der.

Private Stellungnahme
B 6
(2 Bürger),
vom 05.08.2020

1. Belastung der südlichen Zufahrtswege 
Bereits in einem Brief vom 08.09.19 und bei einem Gesprächs-
termin am 9. September 2019 mit Herrn Bürgermeister Axel
Witte hatten wir, gemeinsam mit Herrn P., Herrn Witte unsere
Bitte vorgetragen, die Belange, Sorgen und Wünsche der Anwoh-
ner des Krugkamps, Wendhäuser Wegs und der Schulstraße hin-
sichtlich der Planung des Baugebietes "Oberer Wortkamp" zu be-
rücksichtigen.

Dies bezog sich insbesondere auf das erhöhte Verkehrsaufkom-
men, die Enge der Zufahrtswege über den Wendhäuser Weg und
Krugkamp, und auf die Schulstraße, das erhöhte Risiko für Fuß-
gänger, Kinder und Hundeführer und auf zu erwartende verstärk-
te Lärm- und Abgasemissionen. Auf unsere Einwände wurde hier
und auch in den Ortsratssitzungen nicht eingegangen.
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grundsätzlich über den nördlich verlaufenden asphaltierten
Landwirtschaftsweg zu führen. Keine Resonanz ! All unsere An-
liegen an Herrn Witte finden in dem Entwurf des Bebauungspla-
nes keine Berücksichtigung.

"Verkehrsregelnde Maßnahmen" in den genannten Zufahrtswegen
klammert der B-Plan (S.3) ausdrücklich aus! Somit bleibt die
Mehrbelastung der hier wohnenden Anlieger bestehen.

Die Schulstraße, bislang nur einseitig bebaut, wird verbreitert
und ist für den zu erwartenden Verkehr geeignet. Probleme, die
durch die unzureichenden Straßenbreiten in den genannten
Straßen südlich des Plangebietes bereits im Bestand bestehen,
können nicht durch diesen Bebauungsplan gelöst werden. Sie
werden aber auch nicht durch diesen B-Plan verschärft, weil die
geplanten Straßen geeignet sind, den Verkehr problemlos aufzu-
nehmen.

Verkehrsregelnde Maßnahmen, die zu einer Entlastung der süd-
lich anliegenden Straßen führen, können innerhalb der Bauleit-
planung nicht festgesetzt werden. Dies ist z.B. durch entspre-
chende Verkehrszeichen zu regeln. Bereits jetzt ist nur Anlieger-
verkehr zulässig, damit ist Durchfahrtsverkehr unzulässig.

Aus den genannten Gründen legen wir Widerspruch gegen den
derzeitigen Bebauungsplan und den Flächennutzungsplan, 8.
Berichtigung ein und fordern, eine Einbeziehung der Interessen
der in der Siedlung bereits wohnenden Bürger und eine Zufahrt
über den nördlichen Landwirtschaftsweg zu realisieren !

2. Klassifizierung "Allgemeines Wohngebiet"

Eine Zufahrt von Norden wird für Anlieger möglich sein.

Der Aufstellungsbeschluss vom 29.07.19 sieht eine Nutzung als
"Allgemeines Wohngebiet" mit ausschließlicher Wohnnutzung vor
(§4 abs 2 mit Ausklammerung von Nr. 2 u 3 u Ausklammerung
Abs 3 BauNVO). Im vorliegenden Flächennutzungsplan vom Juli
2020 sind wiederum § 4 Abs 2 Nr. 2 u 3 enthalten. Auf diese
Änderung ist weder in der Veröffentlichung des veränderten Flä-
chennutzungsplans noch im vorliegenden Entwurf des Bebau-
ungsplanes hingewiesen worden.

In Vorbereitung der öffentlichen Auslegung wurde das Planungs-
konzept weiter ausgearbeitet. Im Bebauungsplan sollte ein "All-
gemeines Wohngebiet" festgesetzt werden. Es wurde, nach Prü-
fung der entsprechenden Kommentare (Zinkahn-Bielenberg,
zum §13 b BauGB, Rn 14) in Bezug auf das Verfahren nach
§13 b BauGB festgestellt, dass das "Allgemeine Wohngebiet"
nicht soweit eingeschränkt werden sollte, dass der Gebietscha-
rakter eines "Reinen Wohngebietes" erreicht wird. 
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Bewusst wurden Nutzungen des § 4 BauNVO ausgeschlossen,
die nach § 4 BauNVO Abs. 3 nur ausnahmsweise zulässig sein
können, weil sie "auch im weitesten Wortsinnverständnis nicht
vom Tatbestandsmerkmal 'Wohnnutzungen' als gedeckt angese-
hen werden." ( s. Zinkahn/Bielenberg zu § 13 b BauGB Rn 14). 

Die Gemeinden sind gehalten, "über § 1 Absatz 5 BauNVO dieje-
nigen Nutzungen auszuschließen, die nach § 4 Absatz 3 Nr. 3 -
Nr. 5 BauNVO ausnahmsweise zugelassen werden können." 

Insofern wurde eine differenziertere Fassung der öffentlichen
Auslegung zu Grunde gelegt. Mit der Bekanntmachung zur öf-
fentlichen Auslegung erfolgte ein entsprechender Hinweis.

Eine Zulassung von Läden, Schankwirtschaften, Anlagen für so-
ziale, kirchliche, gesundheitliche und sportliche Zwecke hat ein
zusätzliches Verkehrsaufkommen mit entsprechender Mahrbelas-
tung der Schulstraße und ihrer Anlieger zur Folge.

In einem Wohngebiet können diese Einrichtungen die Lebens-
qualität am dörflichen Wohnstandort deutlich attraktiver ma-
chen, weil sie das Grundangebot der Daseinsvorsorge verbessern
und auch Arbeitsmöglichkeiten in Verbindung mit dem Wohnen
bereitstellen. Sie sind deshalb Teil des Nutzungsspektrums ei-
nes "Allgemeinen Wohngebietes". Sie unterstützen die Wohnnut-
zungen sowohl in einem neuen als auch in einem bestehenden
Wohngebiet.

Die Baunutzungsverordnung stellt außerdem klar, dass es sich
um Betriebe handeln muss, die einen dem Gebiet dienenden
Charakter haben müssen. Insofern müssen die Nutzungen nach-
weisen, dass sie sich in den immissionsschutzrechtlichen Rah-
men eine Allgemeinen Wohngebietes einordnen (z.B. im Rah-
men des Bauantrages).
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Die Rechtmäßigkeit der Änderung des Flächennutzungsplans in
der genannten Form nach bauNVO bitten wir zu prüfen! 

Es ist durch textl. Festsetzung sichergestellt, dass die Wohnnut-
zungen den überwiegenden Nutzungsanteil einnehmen müssen.
Ebenso wird sich der Verkehr durch die langsame Geschwindig-
keit der Tempo-30-Zone und des verkehrsberuhigten Bereichs
(Schrittgeschwindigkeit) in jedem Fall in den immissionsschutz-
rechtlichen Rahmen einfügen.

Es liegt keine Änderung des FNP vor, sondern eine Berichtigung
gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB.
Die Prüfung ist erfolgt, die Rechtmäßigkeit liegt vor.

Warum ist die Zulassung der Nutzung nach § 4 Abs 2 Nr. 2 u. 3
wieder hinzugenommen worden?

Eine Klassifizierung als "Reines Wohngebiet" mit entsprechender
Nutzung im Ausnahmefall wäre nach § 3 Abs 1-3 BauNVO doch
auch möglich. Auch diese Möglichkeit ist zu prüfen!

(s.o.)

Das "Reine Wohngebiet" würde sich nicht in den Nutzungszu-
sammenhang der ländlich geprägten Ortschaft Wendhausen ein-
fügen, wo z.B. auch mit landwirtschaftlichen Verkehr bzw. ent-
sprechender Bewirtschaftung der benachbarten landwirtschaftli-
chen Flächen zu rechnen ist.

3. Ausbau der Schulstraße / PAK - Belastung

Während (Seite 3) "Im Wohngebiet ... der unmittelbare Begeg-
nungsverkehr zu Gunsten des verkehrsberuhigten Fahrens" zu-
rück gestellt wird, wird der Begegnungsverkehr in der Schulstra-
ße als "erforderlich" angesehen. Auf Seite 5/A.6.2 wird die
Schulstraße als "Haupterschließunng in das Wohngebiet" be-
zeichnet,"um den Verteilungsverkehr in das Wohngebiet aufzu-
nehmen".
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Gleichzeitig soll die Schulstraße als "Spielstraße und verkehrsbe-
ruhigter Bereich ausgebaut werden" (Seite 3). Das ist ein Wider-
spruch in sich. Die Schulstraße mit 6,50 Meter Breite auszubau-
en, entspricht nicht den Vorgaben für eine Spielstraße (§ 41 Abs
2 Nr. 6 STVO)

Der umgangssprachliche Begriff "Spielstraße" bezeichnet eine
"Verkehrsberuhigte Zone", in der Schrittgeschwindigkeit gilt. Ei-
ne Zufahrt für Gewerbetreibende steht dem Ziel einer Spielstra-
ße ebenso entgegen. Mit 60 Pkws und durchschnittlich 200 zu-
sätzlichen Fahrten pro Tag plus Anlieferfahrten von Gewerbetrei-
benden und An- und Abfahrten von Mitarbeitern muss mit einer
deutlichen Mehrbelastung für uns Anlieger gerechnet werden. 

Dies ist überprüft worden. Es ist jetzt geplant, eine "Tempo-30-
Zone" in der Schulstraße einzurichten. Die Begründung wird ge-
ändert.

Die Ausführung auf Seite 11 :"der insgesamt geringfügige An-
stieg der Geräuschentwicklung hauptsächlich durch Pkw-Verkehr
verursacht kein Störungspotential" widersprechen wir, zumal ei-
ne Pflasterung der Straße verstärkte Abrollgeräusche durch Au-
tos mit sich bringt. Diese Erfahrung haben wir im Wendhäuser
Weg bereits gemacht.

Wir beantragen, die Schulstraße keinesfalls als Hauptzufahrts-
straße für das Neubaugebiet zu planen!

Die Abrollgeräusche erreichen keine immissionsschutzrechtlich
relevanten Umfang.

Es handelt sich lediglich um eine übliche Erschließungsstraße
für ein Wohngebiet. 

Unserem Vorschlag, eine Zufahrt über den nördlichen Landwirt-
schaftsweg umzusetzen, bitten wir nachzugehen und umzuset-
zen!

Eine Zufahrt von Norden wird für Anlieger möglich sein.
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Sollte es zu Bautätigkeiten an der Straßendecke der Schulstraße
kommen, müssten frühzeitig Untersuchungen bezüglich einer
PAK - Belastung (Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe)
vorgenommen werden. Eine Belastung ist der Gemeinde be-
kannt! Die Entsorgung ist im Vorfeld sicherzustellen! In verschie-
denen Gemeinden (z.B. Sibbesse und BAB A7 bei Bockenem)
kam es 2019 zu einem monatelangen Baustopp, weil die Entsor-
gung nicht abgeklärt war. Beim Umbau des Wendhäuser Wegs
2016 ergaben sich seinerseits auch Verzögerungen durch PAK-
Sondermüll.

Die Entsorgung der Straßendecke ist Teil des Straßenausbaus.
Die Entsorgung erfolgt entsprechend den Vorgaben des Immissi-
ons- und Bodensschutzes fachgerecht unter Berücksichtigung er-
forderlicher Sicherungsmaßnahmen. Die Einhaltung entsor-
gungsrechtlicher Vorschriften kann im Bebauungsplan nicht ge-
regelt werden.

Spezielle Deponien haben nur begrenzte Aufnahmekapazitäten.
Mögliche Gesundheitsbeeinträchtigung für Anwohner und zusätz-
liche entsorgungskosten/Kostenübernahme müssen im Vorfeld
abgeklärt sein.

4. Flächenminimierungsgebot / Verhältnismäßigkeit der Fläche

Im Baugesetzbuch § 1 Abs 2 wird ein sparsamer und schonen-
der Umgang mit Grund und Boden geboten: "Dabei sind Boden-
versiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen."

Neben der Minimierung der Flächeninanspruchnahme muss also
die Begrenzung der Bodenversiegelung bei den Bauleitplänen im
Vordergrund stehen.

Diese "Bodenschutzklausel" gilt auch im beschleunigten Verfah-
ren und auch für sogenannte "Sonderfälle" ! Das Minimierungs-
gebot geben sowohl das Baugesetzbuch als auch das Landes-
raumordnungsprogramm vor. (LROP 3.3.3.02).
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Das Regionale Raumordnungsprogramm verstärkt dieses Gebot,
im RROP 3.1.1.04: "Im Landkreis Hildesheim sollen insbeson-
dere die Böden mit hoher und sehr hoher Bedeutung der Boden-
funktionen besonders geschützt werden. Sie sollen nur in unbe-
dingtem Umfang für entgegenstehende Nutzungen in Anspruch
genommen werden." 

Von der großen Gesamtfläche des Wortkampackers (29000 qm)
sollen weniger als ein Drittel zu Wohnflächen umgewandelt wer-
den. Die Straßenverkehrsfläche nimmt mit über 5.300 qm un-
verhältnismäßig viel Fläche ein. Dieses Missverhältnis entspricht
nicht der Bodenschutzgebote des Gesetzgebers!

Es wird nur der erforderliche Boden in Anspruch genommen. Ei-
ne Nachverdichtung durch Innenentwicklung ist in Wendhausen
wegen nur sehr wenigen Baulücken und deren Nichtverfügbar-
keit nicht gegeben. Eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher
Flächen ist unumgänglich. Entsprechende Ermittlungen wurden
durch die Gemeinde durchgeführt und werden in der Begrün-
dung ergänzt.  

Die Aussagen treffen nicht zu. von rd. 28.912 qm werden rd.
22.227 qm Wohnbauflächen, das entspricht einem Anteil von
77 %. Die Straßenverkehrsfläche nimmt nur 4.817 qm ein, wo-
bei hierbei die bereits versiegelte Schulstraße miteingerechnet
ist.

Eine Straßenführung in Kreis- oder Hufeisenform ist in vielen
Wohngebieten im Landkreis Hildesheim eine gängige und hervor-
ragende pflasterreduzierte Lösung (z. B. "Hermann Ohlmsstraße"
Schellerten).

Das Planungsbüro "Weber" hat entsprechende Planungen schon
mehrfach realisiert (z.b. in Harsum "Ährenkamp" / siehe An-
hang). Eine solche Straßenführung entlastet alle anliegenden
Bewohner und gibt eine verkehrsberuhigte An- und Abfahrt im
Wohngebiet automatisch vor.

In diesem Fall ist die Straßenführung auch durch entwässe-
rungstechnische Notwendigkeiten bedingt.

Die Überdimensionierung der Gesamtplanungsfläche und das
unverhältnismäßige Maß der Straßenführung ist hinsichtlich der
Vorgaben im BauGB § 1 Abs 2 und im RROP 3.3.3.02-04 in
Frage zu stellen.

Eine Überdimensionierung liegt nicht vor (s. hierzu Erläuterung
zur 8. Berichtigung des FNP), der Umfang wurde durch den
Landkreis Hildesheim (Raumordnung) bestätigt.
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Alternative Straßenführung wie die Kreis- oder Hufeisenform
muss favorisiert werden. Wirtschaftliche und politische Aspekte
dürfen nicht ohne Abwägung über die Lebensqualität und Inte-
ressen der Einwohner gestellt werden. 

Durch die gewählte Schleifenerschließung mit leicht gebogenen
Straßenverläufen und Straßenbäumen wird ebenfalls eine Ver-
kehrsberuhigung und ein ansprechender Straßenraum erreicht.

5. Notwendigkeit / Begründung

Im Sinne der "Umwidmungssperrklausel" § 1a Abs 2 soll "die
Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich  ... genutzter
Flächen begründet erden. Dabei sollen Ermittlungen der Innen-
entwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen Brachflächen,
Gebäudeleerstand, Baulücken, ... zählen können." 

Soll diese "Umwidmungssperrklausel" überwunden werden, ver-
langt diese Vorschrift eine "sorgfältige Ermittlung". Die Begrün-
dung ist im vorliegenden Planungsentwurf sehr allgemein und
pauschal gehalten und berücksichtigt die Leerstände, Baulü-
cken und Brachflächen, die es in Wendhausen gibt, nicht!

Die Gemeinde ist dem Gesetzgeber mit sorgfältiger Prüfung und
Begründung verpflichtet (z.B. durch Baulücken- und Leerstand-
kataster).

Wie oben dargelegt, wird die Begründung um eine entsprechen-
de Untersuchung ergänzt. Durch Karte und tabellarische Bewer-
tung der Baulücken und Freiflächen in Wendhausen wird nach-
gewiesen, dass nur wenige Baulücken geeignet und keine der-
zeit zur Verfügung stehen. 

Der errechnete "Bedarf von insgesamt 39 Wohneinheiten" wird
allgemein mit Nachholbedarf der Eigenentwicklung begründet.
Es ist ein theoretischer Bedarf, der Anspruch auf zukünftige 10
Jahre miteinbezieht, ohne Klimawandel, demographischen Wan-
del, zukünftige Grundwasserprobleme, Bedeutung des Schutzgu-
tes "Boden" und andere Zukunftsthemen mit zu bedenken.

Der Bedarf wurde seitens der Raumordnung des Landkreises be-
stätigt, u.a. weil seit ca. 25 Jahren keinerlei Eigenentwicklung
in Wendhausen stattgefunden hat. Wendhausen stellt insofern
einen Sonderfall dar. 
Der Bedarf ist damit nachweislich für Wendhausen gegeben.
Dies wird auch durch die hohen Anfragen nach Wohnbaumög-
lichkeiten in Wendhausen für junge Familien und Rückzügler be-
stätigt.
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Dies stellen wir entschieden in frage. Auch der Anspruch an Ei-
genentwicklung der Gemeinde muss in erster Linie im Einklang
mit den Vorgaben des Gesetzgebers stehen und nicht mit Inte-
ressen von Investoren. 

Die Vorgaben des Gesetzgebers wurden berücksichtigt. Letztlich
ist der § 13 b BauGB durch den Gesetzgeber zur Schaffung von
Wohnraum zeitlich befristet dafür bereitgestellt worden. 

Anlage:

(Beispiel Bebauungsplan Nr. 25 "Ährenkamp, Harsum")

6. Immissionen / Klima

Das schalltechnische Gutachten ist grundlegend in Frage zu stel-
len !

Wir wohnen am westlichen Ortsrand südlich des Wortkamps. In
dieser Lage leben wir grundsätzlich schon immer mit dem Ver-
kehr der BAB A7 u. der B6.

Der meiste Lärm kommt durch die A 7 und der hochgelegenen
Raststätte.

Die Berechnung des Verkehrslärm durch die A7 erfolgt im vorlie-
genden Gutachten auf Grundlage einer Lärmkartierung des Lan-
des Niedersachsen 2017.

Dass die A7 "am Südhang eines Höhenzuges liegt und die Ver-
kehrsgeräusche durch den Höhenzug stark abgemindert" sei (S.
4 u. S. 10 !), ist komplett falsch recherchiert!

Die Autobahn läuft von Hildesheim kommend am Nordhang des
Höhenzuges bis zur Raststätte "Hildesheimer Börde", die am
höchsten Punkt des Höhenzuges liegt. Dieser Höhenzug mildert
den Schall eher nach "Lechstedt" hin! Die Südhanglage besteht
erst im weiteren Verlauf Richtung Osten (Richtung Derneburg).

Das schalltechnische Gutachten hat die Immissionslage zutref-
fend beschrieben. Es wurden entsprechende Lärmpegelbereiche
im B-Plan festgesetzt. 
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Unsere Wohnsiedlung ist in den vergangenen Jahren durch den
zunehmenden Verkehr immer mehr belastet. Insbesondere in
den Nächten mit West-/Südwest-Witterung ist ein ungestörter
Schlaf mit gekippten Fenstern nicht möglich. Diese Witterungs-
richtung ist die häufigste.

Ein korrektes Gutachten ist erforderlich, um auch ein Störungs-
potential durch Verkehrszuwachs im Zusammenhang mit dem
geplanten Baugebiet im Wendhäuser Weg und Schulstraße au-
thentisch beurteilen zu können.

Auf Seite 15 und 16 ist ein kompletter Abschnitt aus dem B-
Plan "Elze / Hanlah-Nord aufgeführt ! Die Beurteilung des The-
mas B.2.1.5.Klima ist in Frage zu stellen.

Dies ist ein redaktioneller Fehler, der überflüssige Abschnitt
wird gelöscht. Die Aussagen zu Wendhausen im oberen Ab-
schnitt und anschließenden Abschnitt waren vollumfänglich zu-
treffend, so dass kein inhaltlicher Mangel bestand. 

Hinsichtlich der Lichtimmissionen durch Straßenbeleuchtung re-
gen wir an, die Richtlinien des "Aktionsprogramms Insekten-
schutz" des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (B.6) umzusetzen! 

Ein Gesetz wird noch 2020 kommen.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.

Beleuchtungsanlagen mit reduzierter Beleuchtungsdauer und -
Intensität, Farbtemperatur oder Wellenlänge werden seit 2019
über die Kommunalrichtlinie gefördert.

Entsprechende klimafreundliche, tierfreundliche und für Mit-
menschen gesunde Vorgaben sollten auch den Bauherren ge-
macht werden.

Die Wahl der Leuchtmittel ist Gegenstand der Ausführungspla-
nung.
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7. Wasser / Boden 
Aufgrund der herabgesetzten Durchlässigkeit für Wasser und ei-
ner gehemmten Versickerungsleistung des Bodens soll das ge-
samte Oberflächenwasser des riesigen Plangebietes über das Re-
genrückhaltebecken und den nördlichen Graben entsorgt wer-
den. Wir bezweifeln, dass die Kapazität dieses Konzeptes bei
Starkregen und Jahrhundertwasser" ausreicht!

Regelmäßig gibt es nach langen Regenzeiten oder heftigen
Starkregen in ganz Wendhausen das Problem des Stauwassers
im Boden mit entsprechend hohem Grundwasserstand und "voll-
gelaufenen" Kellern. Auch mehrere Häuser des Wohngebietes
"Am Rittergut" (1995) haben trotz kellerlos gebauten Häusern
Probleme. Die klimabedingten zunehmenden Starkregen und
Unwetter müssen in der Planung mit berücksichtigt werden.

Das Regenrückhaltebecken stellt ein gedichtetes Bauwerk dar,
das das Oberflächenwasser sammelt und zeitverzögert an die
Vorflut abgibt. Hierdurch wird der übermäßige Anfall von Ober-
flächenwasser geregelt und entschärft.
Dies erfolgt auf Grundlage ingenieurtechnischer Bemessung und
entsprechender Drosselbauwerke, unter Berücksichtigung be-
messungsrelevanter Starkregenereignisse.

Die klimabedingten Veränderungen werden in der gemeindlichen
Planung berücksichtigt. 
Bauherren sind weiterhin gehalten, durch Bodengutachten in
Vorbereitung des Ausbaus die Gründungsvoraussetzungen zu
prüfen, insbesondere im Bereich der Löss-Börden. 

Wir fordern ein Gutachten für "Starkregen und Jahrhundertwas-
ser" auch im Hinblick auf evt. Rückstau in unser Wohngebiet
und eine Prüfung der Auswirkung auf die Grundwasserreduzie-
rung mit möglichen Nachteilen durch den kanalgeführten Ab-
fluss des Oberflächenwasser auf die anliegenden Felder !

8. Archäologische Voruntersuchungen 
Am 24. Februar 2020 wurde bereits mit vorbereitenden Er-
schließungsarbeiten begonnen und es haben archäologische Gra-
bungen mit einigen Funden stattgefunden. In der HAZ wurde de-
mentsprechend berichtet.

Die tiefbauliche Ausbauplanung trägt Sorge dafür, dass ein gere-
gelter Abfluss des Oberflächenwassers erfolgt. Die erforderliche
Größe der Regenrückhaltung und Abflussführung sind, in Ab-
stimmung mit der Unteren Wasserbehörde, berechnet und aus-
gelegt worden.

Die Arbeiten zur Bodenarchäologie konnten zunächst nicht wei-
tergeführt werden, weil dem Landkreis Hildesheim kein entspre-
chender Planstand zur Beurteilung zur Verfügung stand. Nach
dem jetzt durchgeführten Beteiligungsverfahren und weiterge-
henden Erörterungen mit dem Landkreis sind die Rahmenbedin-
gungen zwischen den Beteiligten geklärt.
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Nach dem Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz (§§ 10, 12-
14 NDSCHG) dürfen entsprechende Eingriffe in den Boden nur
nach vorzeitiger Genehmigung vorgenommen werden. Hat es die-
se Genehmigung gegeben? Wer hat die Genehmigung beantragt
und wer hat sie erteilt? Aus welchem Grund finden diese Erdar-
beiten und ihr Ergebnis keine Erwähnung im Bebauungsent-
wurf?

Abschließend schließen wir uns der Stellungnahme von Herrn E.
S., vertreten durch Kanzlei Dr. Frank Niederstadt in vollem Um-
fang an und erheben Einspruch gegen den vorliegenden Bebau-
ungsplanentwurf.

Da noch keine abschließenden Ergebnisse vorlagen, konnten die-
se auch nicht in die Begründung aufgenommen werden.

Die Abwägung der Gemeinde Schellerten zur aufgeführten Stel-
lungnahme gilt ebenfalls vollumfänglich.

Private Stellungnahme
B 7
(1 BürgerIn),
vom 03.08.2020

Hiermit widerspreche ich dem öffentlich ausgelegten Entwurf
zum Bebauungsplan Nr. 11-06 "Oberer Wortkamp" (Ortschaft
Wendhausen) und der 8. Berichtigung des Flächennutzungs-
plans.

Die Voraussetzungen des beschleunigten Verfahrens nach §§ 13
b, 13 a Abs. 1 Satz 2 BauGB i.Verb. mit §§ 14, 19 Abs. 2, 4
Satz 3 BauNVO sind nicht erfüllt.

Die Voraussetzungen des beschleunigten Verfahrens nach 13 b
BauGB bestehen, bzw. des § 13 a, auf den sich der § 13 b
BauGB bezieht. 

§ 14 BauNVO befasst sich mit Nebenanlagen, § 19 mit der
Grundflächenzahl und § 4 (nicht Satz, sondern) Absatz 3 BauN-
VO befasst sich mit ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im
Allgemeinen Wohngebieten. Es bleibt unklar, worauf der Hinweis
auf die genannten Paragraphen der BauNVO hier abzielen soll.   

Der vorliegende B-Plan entspricht der Baunutzungsverordnung
(BauNVO).
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Ich wohne im Haus Schulstraße 1/Ecke Wenser Bergstr.. Ich bin
jetzt schon starker Lärm- und Luftschadstoffbelastung ausge-
setzt. Wenn jetzt noch weiterer Pkw-Verkehr mit Staupotenzial
aus dem geplanten Neubaugebiet auf mich zukommt, ist das für
mich nicht hinnehmbar.

Für das Baugebiet wurde ein schalltechnisches Gutachten
erstellt, wonach die Immissionen durch die B 6 und BAB 7 ein-
deutig die relevanten Schallquellen darstellen. Die Verkehre
durch das Neubaugebiet werden im Vergleich lediglich unterge-
ordnete Immissionen hervorrufen, wie sie in einem Wohngebiet
üblich und zu erwarten sind.

Falls es zu der geplanten Straßenführung kommt, habe ich kei-
nen Rückzugsort mehr. 
Es besteht die Möglichkeit einer anderen Straßenführung über
den Wortkampsweg.

Außerdem hat die Lärmbelästigung von der B 6 und A 7 durch
den vermehrten Verkehr und durch den Verlust einer großen
Waldfläche, der natürlicher Schallschutz war, deutlich zugenom-
men.

Wie die Nutzung des genannten Privatgrundstücks erfolgt, kann
nicht durch diesen B-Plan geregelt werden.
Die "Schulstraße" war bislang nur einseitig bebaut, sie wird mo-
derat verbreitert und ist geeignet, den Verkehr für eine weiterge-
hende Erschließung aufzunehmen. Außerdem wird Anliegerver-
kehr über den nördlichen landwirtschaftlichen Weg zur Wenser
Bergstraße zulässig sein. 

Das schalltechnische Gutachten ist auf Grundlage des Ist-Zu-
standes erstellt worden. 

Private Stellungnahme
B 8
(1 BürgerIn),
vom 03.08.2020

Ich verlange eine andere Straßenführung, von der ich nicht be-
troffen bin, nur dann wäre ich bedenkenfrei.

Als unmittelbare Anwohnerin der Schulstraße in Wendhausen
möchte ich an dieser Stelle grundsätzlich meine Betroffenheit
äußern in Hinblick darauf, dass die Belange bereits ansässiger
Anwohner den Interessen der zukünftigen Bauherren nachgela-
gert werden.

Im Ergebnis entstehen durch das neue Wohngebiet keine unzu-
lässigen oder unzumutbaren Bedingungen, die eine andere Stra-
ßenführung erforderlich machen würden.  

Die Belange ansässiger Bewohner wurden in gleicher Weise be-
rücksichtigt, z.B. dadurch, dass mit der Verbreiterung der Schul-
straße eine deutliche Verbesserung der Erschließungssituation
für alle Anwohner herbeigeführt wird. 
Eine Ungleichbehandlung liegt nicht vor. Im übrigen ist, wie für
bereits früher hinzukommende Baugebiete, eine Veränderung
der Situation zu erwarten.
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1) Sollte es sich bei dem Baugebiet Oberer Wortkamp tatsäch-
lich um eine unzulässige Ausweitung der Ortschaft in westlicher
und nordwestlicher Richtung im Sinne der Arrondierung han-
deln, lege ich hiermit Widerspruch gegen den Bebauungsplan
und Flächennutzungsplan Oberer Wortkamp in Wendhausen ein.
Von uns Bürgern wird rechtskonformes Verhalten erwartet. Glei-
ches fordere ich von der Kommune.

2) Bezüglich der Freilegung der Altlasten bei Sanierung/Verbrei-
terung der Schulstraße ist keine Regelung im Bebauungs- und
Flächennutzungsplan vermerkt. Ich fordere eine Gefährdungsbe-
urteilung der Altlasten, die nach Abtragung der Asphaltdecke zu
erwarten sind.
Welcher Zeitraum ist für die Sanierung veranschlagt?
Wie lange werden wir den offengelegten Altlasten ausgesetzt
sein?
Wie zügig wird der Aushub abtransportiert?

Eine Unzulässigkeit liegt nicht vor (s. hierzu Stellungnahme der
Raumordnung des Landkreises Hildesheim). Der Bebauungsplan
wird rechtskonform gemäß den Vorschriften des § 13 b BauGB
aufgestellt.

Durch den Landkreis Hildesheim (Bodenschutz) wurden keine
Hinweise auf Altlasten gegeben, auch der Gemeinde Schellerten
sind keine Vorkommen bekannt. Sollten tatsächlich Altlasten vor-
liegen, werden diese entsprechend den Vorgaben des Immissi-
ons- und Bodensschutzes fachgerecht unter Berücksichtigung er-
forderlicher Sicherungsmaßnahmen im Rahmen des Straßenaus-
baus entsorgt. Dies betrifft jedoch die Ausbauplanung, die im
Bebauungsplan nicht geregelt werden kann.

3) In Hinsicht auf die durchgeführten Imissionsmessungen werfe
ich die Frage auf, ob in diesem Zusammenhang berücksichtigt
wurde, dass der neue, vorgesehene Straßenbelag der Schulstraße
als Hauptzufahrtsweg zum Neubaugebiet im Gegensatz zum der-
zeitigen Asphalt deutlich lautere Rollgeräusche verursachen
wird.
Im Winkel Baumschulenweg/Schulstraße erleben wir diesen Un-
terschied seit Jahren.

Das Gutachten hat festgestellt, dass die immissionschutzrecht-
lich beachtlichen Geräusche durch den Straßenverkehr auf der
B 6 bzw. BAB 7 entstehen. Eventuelle Rollgeräusche werden
hier eine deutlich untergeordnete, irrelevante Rolle spielen. 
Im übrigen werden konkrete Straßenbeläge üblicherweise im
Rahmen der Ausführungsplanung festgelegt, nicht innerhalb der
Bauleitplanung. 
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4) Unter Punkt A.5.1 ist vermerkt "Auf das Plangebiet wirkt vor-
rangig der Verkehrslärm der Bundesstr. 6 ein". Diesen Verkehrs-
lärm der B6 nehmen wir in der Schulstraße außer zu Stauzeiten
auf der Autobahn kaum wahr, jedoch deutlich die Verkehrsgeräu-
sche ausgehend von der A7, je nach Windrichtung auch außeror-
dentlich laut. Selbst im Unterdorf ist der Verkehrslärm der A7 zu
vernehmen. Der Aussage: "Durch die Lage der A7 am Südhang ei-
nes bestehenden Höhenzuges werden die Verkehrsgeräusche der
A7 stark abgemildert" widerspreche ich.

Schwankungen in der Geräuschwahrnehmung unter unterschied-
lichen meterologischen Befingungen sind bekannt. In den Gut-
achten wird die durchschnittliche Hauptwindrichtung angenom-
men. Der B-Plan Nr. 11-06 trifft keine Regelungen für bestehen-
de Baugebiete.

Mindestens ab Rasthof Hildesheimer Börde in Richtung Uppen
liegt die A7 definitiv am Nordhang und aus dieser Richtung kom-
mend sind die Verkehrsgeräusche ausgehend von der A7 deut-
lich, oft sehr laut wahrnehmbar. Insofern beanstande ich die Aus-
sagen des Immissionsgutachtens und die daraus resultierenden
Schlussfolgerungen.

5) Die Schulstraße als Hauptzufahrtsstraße zum neuen Bauge-
biet soll auf 6,5 Meter verbreitert werden. Dieser Umstand ist un-
vereinbar mit der Aussage, die Schulstraße als Spielstraße aus-
weisen zu wollen.

Das Gutachten hat die schalltechnisch relevante Topografie be-
rücksichtigt. Die Auswirkungen der BAB 7 wurden umfassend in
das Gutachten eingestellt und bewertet; entsprechende Lärmpe-
gelbereiche wurden festgelegt.

Die Schulstraße wird als Tempo-30-Zone eingerichtet. Die Dar-
stellung in der Begründung wird angepasst. 

6) Zu Punkt A.6.7.4 Regenrückhaltebecken möchte ich in eige-
nem Interesse an dieser Stelle darauf hinweisen, dass wir im Ge-
gensatz zu vielen anderen Anwohnern in unserem Viertel bislang
keinerlei Probleme mit Feuchtigkeit/Wasser aufgrund von Stark-
regen im Keller hatten. 
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Ich fordere die Zusicherung ein, dass wir aufgrund der Ableitung
des Oberflächenwassers aus dem Neubaugebiet in das Regen-
rückhaltebecken und den an der Nordseite des Baugebietes gele-
genen Graben keinen Rückstau bei Starkregen/Jahrhunderthoch-
wasser befürchten müssen. 

Ich hoffe zudem sehr, dass die Volksbank als Vermakler der
Grundstücke die zukünftigen Bauherren auf die Möglichkeit von
Grundwasserproblemen hinweist. Bereits im Baugebiet Am Rit-
tergut haben einige Bauherren seinerzeit eine böse Überra-
schung in dieser Hinsicht erlebt.

Das Regenrückhaltebecken stellt ein gedichtetes Bauwerk dar,
das das Oberflächenwasser sammelt und zeitverzögert an die
Vorflut abgibt. Hierdurch wird der übermäßige Anfall von Ober-
flächenwasser geregelt und entschärft. Dies erfolgt auf Grundla-
ge ingenieurtechnischer Bemessung und entsprechender Dros-
selbauwerke, unter Berücksichtigung bemessungsrelevanter
Starkregenereignisse.
Vor Baubeginn ist für das jeweilige Baugrundstück durch den
Bauherrn ein Bodengutachten zu erstellen. Die sich daraus erge-
benden Erfordernisse an z.B. Kellergründungen sind Gegenstand
der Bauausführung, nicht der Bauleitplanung.

7) Zu Punkt B.2.1.5 merke ich an, dass die Passage zu der Ort-
schaft Elze mit Hinweis Öseder Bach in dieser Veröffentlichung
nichts zu suchen hat und fordere eine inhaltliche Prüfung des
ganzen Absatzes.

8) Zu guter Letzt erwarte ich zu prüfen, ob im Hinblick auf die
Beleuchtung, sowohl Strassen- als auch Privatbeleuchtung, in
dem Baugebiet Oberer Wortkamp Regelungen getroffen werden
können, um Umwelt und Mitmenschen zu schützen. Das Thema
Lichtverschmutzung muß vorbeugend geregelt werden.

Der Punkt wird korrigiert.

Der Bebauungsplan enthält dazu keine Regelungen. 

Jedem Bauherrn ist es sicherlich zu gönnen, seine Wünsche und
Vorstellungen realisieren zu können, aber bitte nicht zu Lasten
der Umwelt und der Nachbarn.

In der Anlage lege ich Ihnen ein Foto eines Neubaus im Baum-
schulenweg bei. Diese weithin im gesamten Viertel sichtbare
Flutlichtbeleuchtung wird die ganze Nacht aufrecht erhalten.

Hier wird angeregt, ggf. in gutnachbarlicher Art und Weise per-
sönlich um eine geringere Leuchtdauer zu bitten. 
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Weitere Flutlichthäuser gilt es zu vermeiden, brauchen wir in
Wendhausen nicht. LED-Beleuchtung hat unmittelbare Auswir-
kungen auf das Schlafverhalten und die nächtliche Erholung.
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